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koordinierte, expansive fiskalpolitische 
Kurs auf Dämpfung des Einbruchs bzw. 
Stabilisierung der Realwirtschaft ab. 
Die Inkaufnahme außergewöhnlich
hoher öffentlicher Defizite ist in derar-
tig schwierigen Rezessionszeiten öko-
nomisch notwendig, aber nur vorüber-
gehend tragbar. Zur Wiederherstellung 
und Sicherung einer langfristig trag-
fähigen Fiskalpolitik ist die dauerhafte 
Reduktion der gegenwärtig hohen
Defizite zur Unterbindung einer stetig 
steigenden Schuldenquote unerlässlich.

Will die Konsolidierung der kom-
menden Jahre erfolgreich sein, wird sie 
über eine bloße Stabilisierung der 
Schuldenquote nach Ende der Krise
hinausgehen müssen. Dafür sprechen 
drei Gründe: Erstens, um den Anfor-
derungen des Europäischen Fiskal-
rahmens zu entsprechen (siehe weiter 
unten). Zweitens, um den in Abschnitt 
1.3 angesprochenen Herausforderun-
gen durch die demografischen Verände-
rungen in Zukunft Rechnung tragen zu 
können. Diese allein bedeuten, dass der 
Konsolidierungs- bzw. Reformbedarf 
mittelfristig weit über die kurzfristigen 
Anforderungen des korrektiven Arms 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
(Rückführung der Defizitquote unter 
3 %) hinausgeht. Drittens, um wieder 
Spielraum für das Wirkenlassen der au-
tomatischen Stabilisatoren und für 
eventuelle diskretionäre Maßnahmen 
für zukünftige Krisen18 zu schaffen und 
somit die Schockresistenz Österreichs 
für zukünftige Krisen
somit die Schockresistenz Österreichs 
für zukünftige Krisen

zu stärken. Nowotny (2009) zeigt in 
diesem Zusammenhang, dass die Stabi-
lisierungsfunktion der Fiskalpolitik 
schon seit den 1980er-Jahren durch un-
genügende Rückführung der struktu-
rellen Defizite eingeschränkt war.

2.1.1  Dämpfende Wirkung von
Konsolidierung auf Realwirtschaft 
erfordert …

Die grundsätzliche Notwendigkeit einer 
Konsolidierung nach Beendigung der 
Krise ist unumstritten, nicht jedoch die 
Interpretation „nach Beendigung der 
Krise“ und damit der Start bzw. das 
„WANN“ der Konsolidierung. Ähn-
liche Probleme ergeben sich bei Festle-
gung des Konsolidierungsbeginns auf 
die Bedingung eines „sich selbst tra-
genden Wirtschaftsaufschwungs“. Nach 
der rezenten OeNB-Prognose wurde 
der Tiefpunkt des Wirtschaftsein-
bruchs durchschritten. Die Erholung 
basiert aber noch auf zahlreichen Son-
derfaktoren, wie etwa den umfang-
reichen expansiven geld- und fiskal-
politischen Maßnahmen. Ein rasches 
Zurücknehmen des expansiven fiskal-
politischen Kurses bedroht einen noch 
als fragil zu interpretierenden Auf-
schwung und würde somit die Rezes-
sion verlängern und die Arbeitslosigkeit 
erhöhen (und damit die Verbesserung 
der fiskalischen Situation zumindest 
teilweise zunichte machen); für das 
Auftreten von nicht-keynesianischen 
Effekten in diesem Zusammenhang 
gibt es keine eindeutige empirische Evi-
denz.19

2.1.2  … ein koordiniertes Vorgehen 
innerhalb des Europäischen 
Fiskalrahmens …

Aufgrund der starken Verflochtenheit 
der Volkswirtschaften gehen von
den jeweiligen nationalen Konsoli-
dierungsmaßnahmen wachstumsdämp-
fende Spillover-Effekte auf die Han-
delspartner aus. Dies legt auch hin-
sichtlich der Konsolidierungsstrategien 

18 So ergab eine Analyse des IWF der Pakete der G-7-Länder, Indien und China, dass tendenziell Länder mit
niedrigerer Ausgangsverschuldung größere Pakete „schnürten“ (Horton und Ivanova, 2009).

19 Siehe Prammer (2004) für eine Übersicht zu nicht-keynesianischen Effekten, die sowohl deren theoretische
Erklärungsansätze als auch deren empirische Relevanz diskutiert.
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ein grundsätzlich international koordi-
niertes Vorgehen nahe.

Für die Mitgliedsländer der EU
bieten der Europäische Vertrag (EG-V) 
und der Stabilitäts- und Wachstums-
pakt, den einzuhalten die EU-Mitglied-
staaten verpflichtet sind, einen Hand-
lungsrahmen zur Koordination des
Timings und des Ausmaßes der Konso-
lidierung. Im Rahmen eines Verfahrens 
wegen übermäßigen Defizits gemäß 
§104 (7) des EG-V wurden für die je-
weiligen Mitgliedsländer der frühest-
mögliche Beginn der Konsolidierung 
sowie das Jahr, indem das Defizit wie-
der unter 3 % des BIP liegen muss, fest-
gelegt. Außerdem ist ein Mindestaus-
maß an struktureller Konsolidierung 
pro Jahr für den betreffenden Zeitraum 
bestimmt worden. Die Empfehlungen 
und Vorgaben der Europäischen Kom-
mission bzw. des Europäischen Rats 
sind dabei vom Prinzip geleitet, diese 
Forderungen nicht unabhängig von den 
nationalen Gegebenheiten, wie die 
Ausgangslage bezüglich Größe des 
wirtschaftlichen bzw. fiskalischen Ein-
bruchs, Größe der Staatsschuld etc., 
festzulegen und damit nicht alle Länder 
„über einen Kamm zu scheren“.

In Österreich soll auf Basis der 
Empfehlungen des Europäischen Rats 
von Ende November 2009 (Europä-
ischer Rat, 2009) im ersten Halbjahr 
2010 die Implementierung der im Rah-
men der Stimulierungspakete beschlos-
senen Fiskalmaßnahmen fortgesetzt 
werden. Es ist aber bis Juni 2010 eine 
detaillierte Konsolidierungsstrategie zu 
entwickeln. Die Umsetzung der Kon-
solidierungsmaßnahmen soll 2011 be-
ginnen; bis zum Jahr 2013 ist das über-
mäßige Defizit zu beseitigen. Durch die 
Konsolidierung ist zudem eine Trend-
umkehr bei der Entwicklung der Ver-
schuldungsquote anzustreben − mit 
dem Ziel, eine schrittweise Annähe-
rung an den Referenzwert von 60 % 

des BIP in absehbarer Zeit zu gewähr-
leisten.

2.1.3  … und eine glaubwürdige
langfristige Strategie, die möglichst 
bald kommuniziert wird

Kasten 2 fasst von OECD und IWF 
empfohlene Leitsätze für fiskalische 
Konsolidierungen zusammen. Sie ma-
chen deutlich, dass sowohl die Formu-
lierung der Exit- und Konsolidierungs-
strategien, das heißt ihre inhaltliche 
Ausrichtung bzw. die Zusammenset-
zung der Maßnahmen, als auch die 
Kommunikation der mittelfristigen
fiskalpolitischen Ausrichtung von be-
sonderer Bedeutung ist.

Laut OECD (2009f) ist die Frage 
nach dem „WANN“ sekundär. Von grö-
ßerer Relevanz sei das „WIE“ – ent-
sprechend dem Prinzip „getting the 
exit process right will be more impor-
tant than doing it quickly” (OECD, 
2009f), wobei sowohl auf die Errei-
chung von fiskalischer Nachhaltigkeit 
als auch auf die Steigerung des Poten-
zial-Outputs (mehr dazu in Kapitel 3) 
fokussiert werden soll. Wichtig sei es, 
einen fließenden Übergang zwischen 
fokussiert werden soll. Wichtig sei es, 
einen fließenden Übergang zwischen 
fokussiert werden soll. Wichtig sei es, 

dem Auslaufen („phasing out“) tempo-
rärer Unterstützungsmaßnahmen (Kon-
junkturbelebung, Finanzmarktstabili-
tät) und der Implementierung („pha-
sing in“) struktureller Maßnahmen mit 
einem mittel- bis langfristigen Zeitho-
rizont anzustreben. Wird der richtige 
Zeitpunkt für die Rücknahme der tem-
porären Belebungs- und Stabilisie-
rungsmaßnahmen versäumt, werden 
Erwartungen destabilisiert, die Wir-
kung der gesetzten Maßnahmen kon-
terkariert und der effektive Konsolidie-
rungsbedarf in weiterer Folge erhöht 
(zumindest über ein weiteres Ansteigen 
der Zinszahlungen für die Staats-
schuld).

Nach Giavazzi (2009) sollten zuerst 
glaubhafte, strukturelle Reformmaß-
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nahmen mit mittelfristigem Einspa-
rungspotenzial vorangetrieben werden 
(z. B. Einführung von Fiskalregeln oder 
mittelfristigen Finanzplänen; Anhe-
bung des Regelpensionsantrittsalters 
etc.), um die Investoren von der Ziel-
setzung der Wiedererreichung von 
„sound fiscal policies“ zu überzeugen, 

und dadurch zu verhindern, dass diese 
Risikoaufschläge auf die öffentlichen 
Anleihen verlangen. Von derartigen 
Maßnahmen gehen zwar mittelfristig 
ausgabendämpfende Effekte aus, sie
implizieren aber keine kurzfristigen 
Nachfrageausfälle. 

Kasten 2

Leitsätze der OECD und des IWF zur fiskalischen Konsolidierung

OECD (2009e)
− Bereits beschlossene Konjunkturbelebungsmaßnahmen sollen plangemäß und vollständig 

umgesetzt werden.
− Der Übergang von Stimulierungsmaßnahmen zur Konsolidierung der öffentlichen Haus-

halte soll erfolgen, sobald die konjunkturelle Erholung an Stärke gewinnt. Dabei ist auf die 
jeweilige gesamtwirtschaftliche Situation und Abstimmung mit der Geldpolitik Bedacht zu 
nehmen.

− Glaubwürdige, mittelfristige Konsolidierungsstrategien sind rasch zu akkordieren und zu 
kommunizieren, um Erwartungen hinsichtlich anhaltend hoher bzw. steigender Verschul-
dungsquoten, die den Druck auf das langfristige Marktzinsniveau erhöhen und den
privaten Konsum dämpfen würden, zu vermeiden.

IWF (2009b, G-20-Meeting, 6./7. November 2009)
− Zeitpunkt der Einleitung von Konsolidierungsmaßnahmen in Abhängigkeit von der jewei-

ligen konjunkturellen Lage sowie von der Stabilität der Finanzmärkte.
− Fiskalische Konsolidierungsstrategien – mit dem Ziel, die Verschuldungsquote innerhalb 

eines klaren Zeitrahmens wieder auf ein unbedenkliches Niveau zu senken – sollen trans-
parent, umfassend und vorweg klar kommuniziert sein.

− Fiskalische Anpassungen sollen über den Primärsaldo erfolgen (Rückführung der Schulden-
quote nicht durch finanzielle Transaktionen („Verkauf des Familiensilbers“)).

− Keinen Zweifel daran lassen, dass fiskalische Belebungsmaßnahmen nur temporären
Charakter haben können.

2.2  Wo soll Konsolidierung
ansetzen?

Das vielleicht größte wirtschaftspoli-
tische Konfliktpotenzial geht von der 
Frage der Zusammensetzung der Kon-
solidierungsmaßnahmen aus, das heißt, 
welche Abgaben erhöht und welche 
Ausgaben gesenkt werden sollen.

2.2.1  Erhöhung des strukturellen 
Primärsaldos durch Ausgaben-
kürzungen und allenfalls Anhebung 
„wachstumsfreundlicher“ Steuern

Staatliche Interventionen in Krisen-
zeiten und der Exit aus diesen können je 
nach Gestaltung und Ausgangslage sehr 

unterschiedliche Wirkungen auf die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung ent-
falten. Dies geht z. B. aus einer Studie 
von Kehoe und Prescott (2007) hervor, 
die in ihrer Analyse großer Depressi-
onen untersuchten, warum es nach Kri-
sen in den 1980er-Jahren in Chile zu 
dynamischem Produktivitätswachstum 
gekommen ist, in Mexiko aber zu einer 
Stagnation (siehe auch das Beispiel
Japans im Vergleich mit Schweden und 
Finnland in Kapitel 3 der vorliegenden 
Studie bzw. Gaggl und Janger, 2009).

Auch Schweden und Finnland
waren zu Beginn der letzten Dekade 
von starken Wirtschaftseinbrüchen auf-
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grund von Bankenkrisen bzw. des 
Wegbrechens von Haupthandelspart-
nern infolge des Zerfalls der Sowjet-
union betroffen. In Anlehnung an 
Handler (2008) wird in Kasten 3 das 
fiskalpolitische Vorgehen dieser beiden 

Länder in den 1990er-Jahren näher
beleuchtet. Schweden und Finnland 
stellen auch in Kapitel 3 der vorlie-
genden Studie eine wichtige Bench-
mark für strukturpolitische Empfeh-
lungen dar.

Kasten 3

Konsolidierungserfolge Finnlands und Schwedens nach Wirtschaftskrisen
in den 1990er-Jahren

In Finnland führte Anfang der 1990er-Jahre eine tiefe wirtschaftliche Krise – ausgelöst durch 
das Platzen einer Finanzblase Ende der 1980er-Jahre und den Zusammenbruch des Außen-
handels mit der Sowjetunion – zu einer Drehung des Budgetsaldos von einem Überschuss von 
5,4 % des BIP (1990) in ein Defizit, das 1993 8,3 % des BIP erreichte. Finnland konsolidierte 
ab 1994 vor allem auf der Ausgabenseite (Reduktion der Transfers an private Haushalte, der 
Subventionen an Unternehmen und des öffentlichen Konsums) und durch institutionelle
Reformen (mehrjähriger Budgetprozess mit Ausgabenobergrenzen, Erleichterung von Ausga-
benkürzungen durch Senkung der parlamentarischen Quoten, Umwandlung der Nachschuss-
pflicht des Zentralstaats auf intergovernmentale Zuwendungen auf Basis von Budgetvor-
schauen). Die fiskalischen Maßnahmen wurden durch die Geldpolitik und makroökonomische 
Strukturreformen (z. B. im Bereich des Bankensystems, des Arbeitsmarktes oder des Pensions-
systems) ergänzt. Zum realen Erfolg stark beigetragen hat die tatsächliche Umsetzung der 
angekündigten wirtschaftspolitischen Maßnahmen aufgrund der Stabilisierung der Erwar-
tungen.

In Schweden drehte sich als Folge der Finanzkrise der späten 1980er-Jahre sowie der 
schweren Rezession Anfang der 1990er-Jahre der positive Budgetsaldo in ein massives Defizit, 
das am Tiefpunkt der Fiskalposition Schwedens im Jahr 1993 11,2 % des BIP erreichte. Im Jahr 
1994 wurde ein umfangreiches Konsolidierungsprogramm gestartet: Geleitet von dem Ziel, 
das Budgetdefizit bis 1998 bedingungslos zu eliminieren, wurden Maßnahmen schwerpunkt-
mäßig auf der Ausgabenseite gesetzt (z. B. Ausgabenreduktion bei Transfers, Subventionen, 
öffentlich Bediensteten, Pensionen; Beschränkung der intergovernmentalen Zuwendungen und 
der Verschuldungskapazität nachgeordneter Gebietskörperschaften), die gezielt durch ein-
zelne einnahmenseitige Maßnahmen (z. B. Anhebung der Sozialabgaben) ergänzt wurden. 
Der Konsolidierungsprozess wurde ferner von institutionellen Maßnahmen begleitet (z. B. Aus-
weitung der parlamentarischen Kontrolle, Einführung von Ausgabenobergrenzen).

Wesentlich für den fiskalischen Erfolg in den beiden Ländern dürften der zentrale Konso-
lidierungsansatz, der alle Regierungsebenen, auch die „local goverments“, miteinbezieht,
Reformen des institutionellen Budgetprozesses, wie die Umstellung auf mehrjährige Budget-
planung, starke ausgabenseitige Orientierung und vor allem die Glaubwürdigkeit der poli-
tischen Konsolidierungsstrategie im Sinn der tatsächlichen Umsetzung der angekündigten 
Maßnahmen sowie die geldpolitischen Rahmenbedingungen gewesen sein. Der reale Erfolg 
des Konsolidierungsprogramms zeigte sich in einer raschen Erholung der Konjunktur sowie in 
einer Zunahme des Trendwachstums des BIP.

Hier ist allerdings auf die begrenzte Vergleichbarkeit mit der jetzigen Situation hinzuwei-
sen. Die angesprochenen Krisen in Finnland und Schweden waren regionaler Natur und die 
Erholung danach wurde vor allem durch ein starkes Exportwachstum begünstigt. In der aktu-
ellen Situation handelt es sich (wie schon angesprochen) um eine globale Krise, und der welt-
weite Nachfrageausfall trifft kleine offene Volkswirtschaften, wie Finnland, Schweden und 
Österreich, gleichermaßen. Allerdings wiesen Finnland und Schweden aufgrund eben dieser 
Konsolidierungsmaßnahmen eine bessere fiskalische Ausgangsposition vor der Krise auf, was 
den Handlungsspielraum für diskretionäre Maßnahmen und das Wirkenlassen der automa-
tischen Stabilisatoren vergrößert und Konsolidierung nach der Krise erleichtert.



Fiskal- und strukturpolitische Herausforderungen der Wirtschaftskrise 2008/09

50  GELDPOLITIK & WIRTSCHAFT Q4/09

Die Reduktion der gesamtstaatli-
chen Verschuldungsquote muss an je-
nen Wirkungskanälen ansetzen, über 
die sich die Verschlechterung der Fis-
kalposition vollzogen hat. Demzufolge 
sollten wirtschaftspolitische Maßnah-
men auf eine nachhaltige Erhöhung des 
realen Wirtschaftswachstums sowie 
auf die strukturelle Erhöhung des Pri-
märsaldos (Abschnitt 1.1) zielen. Darü-
ber hinaus darf die Verbesserung der 
Qualität der öffentlichen Finanzen als 
Teil einer erfolgversprechenden Konso-
lidierungsstrategie nicht aus den Augen 
verloren werden.

Nachhaltige Konsolidierungsstrate-
gien zielen nicht nur auf die direkte 
Verbesserung der budgetären Situation 
ab. Der fiskalpolitische Blick ist insbe-
sondere auch auf die Wachstumswir-
kungen der geplanten Maßnahmen zu 
legen und damit auf die Erhöhung des 
mittelfristigen Wachstumspfads. Ein 
vergleichsweise höherer Wachstums-
pfad schafft fiskalpolitischen Hand-
lungsspielraum. Anknüpfungspunkte 
für wirtschaftspolitische Maßnahmen 
zur Erreichung dieses Ziels stellen die 
Produktionsfaktoren dar, wobei die 
Steigerung deren Qualität, Quantität 
und Produktivität im Brennpunkt der 
Reformüberlegungen stehen muss.
Kapitel 3 behandelt dieses Thema.
Einige der dort diskutierten möglichen 
Strukturreformen haben mitunter so-
gar direkte und nicht nur indirekte
fiskalische Implikationen, so etwa
Maßnahmen zur Erhöhung des effek-
tiven Pensionsantrittsalters.20

Der Kern einer (nachhaltigen) Kon-
solidierungsstrategie besteht allerdings 
in der Anpassung des Primärsaldos, die 

a priori auf der Ausgaben- und/oder 
der Einnahmenseite erfolgen kann. 
Empirische Evidenz deutet darauf hin, 
dass Konsolidierungen dann erfolg-
reicher (im Sinn von Nachhaltigkeit) 
sind, wenn sie ausgabenseitig erfolgen 
(z. B. Ardagna, 2004; Europäische 
Kommission, 2007, Kapitel 4). Insbe-
sondere gilt es aber zu vermeiden, dass 
es durch Einnahmenerhöhungen bzw. 
Ausgabenkürzungen zu Konflikten mit 
anderen wirtschaftspolitischen Zielen 
kommt.

Bei der Ausgabenseite spricht dies 
z. B. gegen Leistungskürzungen in Be-
reichen wie Forschung, Bildung und 
Kinderbetreuung (Kapitel 3). So weit 
wie möglich, sollte auf der Ausgaben-
seite über Effizienzsteigerungen und 
eine vermehrte Output-Orientierung 
eingespart werden. Dazu können die 
im Jahr 2013 in Kraft tretende zweite 
Phase der Haushaltsrechtsreform in 
Österreich und generell Versuche, die 
Qualität der öffentlichen Finanzen zu 
verbessern, hilfreich sein (z. B. Haber-
fellner und Part, 2009). Relativ häufig 
genannte Potenziale sind beispielsweise 
eine Verbesserung der Anreizwir-
kungen im Finanzausgleich (Schratzen-
staller, 2006)21 und Effizienzsteige-
rungen in der öffentlichen Verwaltung 
aller Gebietskörperschaften, im Ge-
sundheits- und im Bildungsbereich
(z. B. die aktuelle Artikel-IV-Konsulta-
tion für Österreich des IWF, 2009a).

Auf der Einnahmenseite des Staats 
sollte neben verteilungspolitischen 
Überlegungen vor allem auch die 
sollte neben verteilungspolitischen 
Überlegungen vor allem auch die 
sollte neben verteilungspolitischen 

„Wachstumsfreundlichkeit“ bzw. die
allokativen Wirkungen verschiedener 
Optionen durchleuchtet werden. In 

20 Diese Maßnahme ist zum einen zum Sichern der langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Pensionssysteme 
vonnöten, zum anderen aber auch zur Verhinderung eines zu starken Rückgangs des Wirtschaftswachstums infolge 
der demografischen Änderungen.
vonnöten, zum anderen aber auch zur Verhinderung eines zu starken Rückgangs des Wirtschaftswachstums infolge 
der demografischen Änderungen.
vonnöten, zum anderen aber auch zur Verhinderung eines zu starken Rückgangs des Wirtschaftswachstums infolge 

21 Beispielsweise wird häufig bemängelt, dass die Finanzierung der Landeslehrer durch den Bund und nicht durch die
Länder selbst erfolgt (siehe auch Staatsschuldenausschuss, 2009).
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diesem Zusammenhang formulierte die 
OECD (2009e), basierend auf der em-
pirischen Studie von Johansson et al. 
(2008), allgemeine Empfehlungen, 
Steuern auf immobiles Vermögen und 
Konsum (insbesondere jenen mit nega-
tiven Externalitäten wie z. B. Konsum 
von Alkohol, Tabak und Treibstoffen) 
zu erhöhen.

Auch laut IWF (2009a) sollte Öster-
reich eventuelle einnahmenseitige Kon-
solidierungsmaßnahmen nicht über 
eine stärkere Belastung von Arbeit, 
sondern durch eine Erhöhung der Mi-
neralölsteuer und der Grundsteuer 
treffen.22 Dies deckt sich auch mit den 
Empfehlungen des Österreichischen
Instituts für Wirtschaftsforschung – 
WIFO (Aiginger et al., 2008), wenn 
auch Letztere in einem anderen Kon-
text getätigt wurden (als potenzielle 
Kompensationsmaßnahmen zur steuer-
lichen Entlastung des Faktors Arbeit).

Durch Lohnsummenabgaben, rela-
tiv hohe Sozialbeiträge und die Lohn-
steuer liegen die Durchschnitts- und 
die Grenzbelastung von Arbeitnehmern 
mit niedrigem oder mittlerem Ver-
dienst in Österreich weit über dem 
mit niedrigem oder mittlerem Ver-
dienst in Österreich weit über dem 
mit niedrigem oder mittlerem Ver-

Durchschnitt der OECD und der EU-
15 (OECD, 2009d). Deshalb sollte von 
einer weiteren Erhöhung der Besteue-
rung des Faktors Arbeit abgesehen wer-
den (Haberfellner und Part, 2009). 
Hier muss außerdem angemerkt wer-
den, dass – wenn eine Betrachtung von 
Anreizwirkungen im Vordergrund 
steht – die steuerliche Belastung des 
Faktors Arbeit nicht unabhängig vom 
Transfersystem betrachtet werden 
kann, da Einkommensobergrenzen 
bzw. Einschleifregelungen bei Trans-
fers zu einer Erhöhung von effektiven 
Grenzsteuersätzen führt.

2.2.2  Temporär höhere Inflation bietet 
keinen Ausweg

In der Literatur wird auch die Rolle
höherer Inflation als Lösungsansatz dis-
kutiert. Ein unerwarteter Anstieg der 
Inflation würde zu einer realen Ent-
wertung des nicht indexierten Teils der 
bereits bestehenden Staatsschuld füh-
ren. Außerdem würde eine höhere In-
flation – ob erwartet oder unerwar-
tet – eine Erhöhung der staatlichen 
Einnahmen aus Geldschöpfung (Seigni-
orage) mit sich bringen. Laut Cottarelli 
und Viñals (2009a) würde eine jähr-
liche Inflation von 6 % zwischen den 
Jahren 2009 und 2014 in den „hoch 
entwickelten Volkswirtschaften“ zu
einer durchschnittlich um 8 bis 9 Pro-
zentpunkte niedrigeren Schuldenquote 
im Jahr 2014 führen. Eine um 1 Pro-
zentpunkt höhere Inflationsrate würde 
durch das geringe Niveau der „Base 
Money“ in den G-7-Staaten zu einer 
durchschnittlichen Erhöhung der 
Seigniorage-Einnahmen von ungefähr 
0,1 % des BIP führen.

Die derzeitige Situation steht etwas 
im Gegensatz zu historischen Erfah-
rungen mit hohen öffentlichen Ver-
schuldungsquoten, die früher oft durch 
Kriege entstanden sind. Durch Kriege 
kann die öffentliche Verschuldung eines 
Landes zwar enorm ansteigen, nach 
dem Ende kommt es aber in der Regel 
zu einer automatischen Verbesserung 
des Primärsaldos (über eine Reduktion 
der Militärausgaben).

Eine reale Entwertung der ausste-
henden Staatsschuld würde in der jet-
zigen Situation zwar durch das Absin-
ken der Schuldenquoten den Effekt der 
zusätzlichen Zinsbelastung mildern, 
hat aber keinen direkten Effekt auf den 
Primärsaldo, der sich durch Output-

22 Dies könnte ihrer Schätzung nach einen Konsolidierungsbeitrag im Ausmaß von bis zu ¾ % des BIP bringen.
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Verlust und permanente Konjunktur-
pakete nachhaltig verschlechtert hat. 
Einen Effekt auf den Primärsaldo (und 
eine damit weitaus größere Wirkung) 
hätte eine Erhöhung der Inflation
nur über die reale Kürzung von nomi-
nell fixierten Transferleistungen (z. B. 
Fami lienbeihilfe) und der Tarifstufen 
der Lohn- und Einkommensteuer („kalte 
Progression“). Dies würde in schwä-
cherer Form auch bei niedrigerer Infla-
tion erreicht werden. Aber genau diese 
beiden Kanäle sind Beispiele dafür, dass 
Inflation eben auch unerwünschte Wir-
kungen auf Verteilung und Wachstum 
haben kann.

Außerdem könnte es trotz Rück-
führung der Inflation auf das alte
Niveau (Disinflation) zu einem Anstieg 
der realen Refinanzierungskosten des 
Staats kommen, wenn Inflationserwar-
tungen und damit die Marktzinssätze 
(zumindest vorübergehend) hoch blei-
ben.

3  Wirtschaftspolitische Möglich-
keiten für die Hebung des
mittelfristigen Wachstumspfads

Gaggl und Janger (2009) sowie die 
Ausführungen in Kapitel 1 haben die 
möglichen wirtschaftlichen und fiska-
lischen Auswirkungen der gegenwär-
tigen Krise bei unveränderter Wirt-
schaftspolitik gezeigt. Kapitel 3 wid-
met sich der Wachstumsbeschleunigung 
als Unterstützung für die fiskalische 
Konsolidierung. Nachdem bereits vor 
der Krise mit Beginn des Jahres 2008 
das Trendwachstum rückläufig war, 
stellt sich die Frage, wie ein optimis-
tisches Wachstumsszenario realisiert 
werden kann. Eine auf die Hebung des 
mittelfristigen Wachstumspfads ausge-
richtete Wirtschaftspolitik in Zeiten 
der Krisenbewältigung kann drei große 

Ziele oder Leitlinien berücksichtigen: 
Erstens, die Fehler der Vergangenheit 
vermeiden; zweitens, die Qualität und 
Quantität der Produktionsfaktoren
Arbeit und Kapital stärken; drittens, 
die Produktivität dieser Faktoren stei-
gern (Effizienz des Faktoreinsatzes).
Die Umsetzung dieser Leitlinien in 
konkrete wirtschaftspolitische Maß-
nahmen wird sich an den großen
Herausforderungen Klimawandel, Glo-
balisierung bzw. zunehmender Wettbe-
werb und Bevölkerungsalterung orien-
tieren. Die Wachstumsbeschleunigung 
muss auch auf die Budgetkonsolidie-
rung (siehe Kapitel 1 bis 2) Rücksicht 
nehmen. Grundsätzlich sind Reformen 
zu priorisieren, die nur wenig kosten 
(z. B. Gesetzesänderungen im Bereich 
Wettbewerb oder Organisation der 
Universitäten) oder die durch Um-
schichtung von Mitteln erreicht wer-
den können (z. B. Reform der 
Sekundar ebene im Schulsystem). Diese 
strategischen Leitlinien sind für Öster-
Sekundar ebene im Schulsystem). Diese 
strategischen Leitlinien sind für Öster-
Sekundar ebene im Schulsystem). Diese 

reich im Wesentlichen ident mit den 
Politikempfehlungen der Europäischen 
Kommission (z. B. Koopman und 
Székely, 2009). Die konkreten Ansatz-
punkte für Wachstumssteigerung sind 
aber je nach Land sehr unterschiedlich. 
Die folgenden drei Abschnitte widmen 
sich den geschilderten Leitlinien.

3.1  Fehler der Vergangenheit
vermeiden

Zu einem großen Teil wurden die wirt-
schaftspolitischen Fehler früherer Kri-
sen nicht gemacht, einige könnten aber 
– abhängig von der Krisendauer – noch 
auftreten.23 Die gröbsten Fehler lassen 
sich in vier Kategorien einteilen: i) pro-
zyklische Fiskal- und Geldpolitik, ii) 
Einschränkung des Wettbewerbs im 
Inland und des Handels mit auslän-

23 Die Europäische Kommission (2009a) hat eine Prüfung der nationalen Krisenmaßnahmen vorgenommen und 
kommt zum Schluss, dass keine groben Fehler gemacht wurden.
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dischen Unternehmen, iii) Reduktion 
des Arbeitskräfteangebots und iv)
zögerliche Bereinigung von Finanz-
marktproblemen. Der massive Einsatz 
von Geld- und Fiskalpolitik zur Stabili-
sierung der Wirtschaft hat den völligen 
Absturz verhindert: In den Anfangs-
monaten der Wirtschaftskrise 2008/09 
im Herbst 2008 verlief der BIP-, der 
Industrieproduktions- und Export-
rückgang ähnlich schnell wie in der 
Großen Depression der 1930er-Jahre. 
Mittlerweile unterscheidet sich die der-
zeitige Rezession jedoch deutlich posi-
tiv von der Großen Depression, in der 
in der Anfangszeit versucht wurde, die 
öffentlichen Haushalte durch Steuer-
erhöhungen und Ausgabenkürzungen 
auszugleichen, während die realen Zin-
sen aufgrund von Deflation und feh-
lender geldpolitischer Anpassung der 
nominellen Zinsen außerordentlich 
hoch waren (Aiginger, 2009a).24

Trotz einzelner Anzeichen für die 
Bevorzugung nationaler Produkte in 
den jeweiligen Konjunkturprogram-
men bleiben die Märkte im Vergleich 
zur Großen Depression sehr offen – der 
Smoot-Hawley-Akt (1930) erhöhte die 
US-Zolltarife, in einigen europäischen 
Ländern wurden die Importabgaben 
noch stärker erhöht, im Durchschnitt 
um 12,7 % (Aiginger, 2009a). Bisher 
erfolgten auch keine groß angelegten 
Programme zur Reduktion des Ar-
beitsangebots, wie dies etwa in den 
1970er-Jahren in vielen europäischen 
Ländern mit Frühpensionierungswel-
len der Fall war.

Eine fehlende Bereinigung von
Finanzmarktproblemen kann zu Jahren 
langsamen Wachstums führen, indem 
z. B. Banken vor kapitalmindernden 
Kreditabschreibungen zurückscheuen 

und damit ineffiziente Firmen am
Leben erhalten werden, während 
gleichzeitig der Geldzufluss an effizi-
ente Firmen gebremst wird, wie am 
Beispiel Japans deutlich ersichtlich war 
(z. B. Caballero et al., 2008). Ein neues 
Regulierungsmodell ist notwendig, das 
den Finanzinstitutionen mittelfristige 
Planungssicherheit gibt und so die
traditionelle Finanzierungsfunktion für 
den realen Sektor wiederherstellt. In 
beiden Themenkreisen wurden im Herbst 
2009 Anstrengungen unternommen, 
die zu effektiven Maßnahmen führen 
könnten (z. B. G-20, 2009). Im Septem-
ber 2009 wurden einige Verord-
nungsentwürfe präsentiert, die z. B. 
die Neugründung europäischer Auf-
sichtsbehörden beinhalten. Die Diskus-
sion ist allerdings komplex (für eine 
Analyse der mit den EU-Bankenpa-
keten verbundenen Schwierigkeiten, 
wie etwa Zielkonflikte zwischen kurz-
fristigen betriebswirtschaftlichen und 
längerfristigen Finanzmarktstabilitäts-
erwägungen siehe Posch et al., 2009) 
und würde den Rahmen des vorlie-
genden Beitrags sprengen.

Der Strukturwandel und damit 
einhergehend der Prozess der Ressour-
cenallokation können durch bewusste 
Außerkraftsetzung von wettbewerbs-
politischen Regeln und durch Subventi-
onen an Unternehmen, die über eine 
Krisenüberbrückung hinausgehen und 
zu dauerhaften Wettbewerbsverzer-
rungen führen, gebremst werden. 1933 
schwächte der National Industrial
Recovery Akt in den USA die Kartell-
gesetze und verlängerte damit die
Depression; in Japan wurden in den 
1950er- und 1960er-Jahren sogenannte 
„Depressions-“ oder „Rationalisierungs-
kartelle“ genehmigt, um Überkapazi-
„Depressions-“ oder „Rationalisierungs-
kartelle“ genehmigt, um Überkapazi-
„Depressions-“ oder „Rationalisierungs-

24 Wie Gaggl und Janger (2009) ausführen, kann kurzfristige Stabilisierungspolitik durchaus für mittelfristige 
Wachstumstrends relevant sein.
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täten koordiniert abzubauen. Diese 
Krisenkartelle wurden später ange-
sichts der mittelfristig negativen Folgen 
verboten (OECD, 2009a).

Ein weiterer wichtiger Beitrag für 
mittelfristige Wachstumsperspektiven 
wird eine erfolgreiche Normalisierung 
von Geld- und Fiskalpolitik sowie die 
Rücknahme von strukturpolitischen 
Krisenmaßnahmen darstellen (Exit-
Strategien); siehe Kapitel 2. Im Fol-
genden liegt die Konzentration auf 
wirtschaftspolitischen Bereichen, die 
Österreich beeinflussen kann. Für
diese existieren zahlreiche Studien von 
nationalen und internationalen Organi-
sationen;25 in der vorliegenden Studie 
liegt der Fokus deshalb auf wenigen, 
nach Ansicht der Autoren, prioritären 
Bereichen. Österreich wies im europä-

ischen Vergleich vor der Krise eine gute 
wirtschaftliche Performance auf. Aus 
diesem Grund  wird nicht nur der EU-
Durchschnitt als Vergleich verwendet, 
sondern ebenfalls die typischen Ver-
gleichsländer für Österreich (die hoch 
sondern ebenfalls die typischen Ver-
gleichsländer für Österreich (die hoch 
sondern ebenfalls die typischen Ver-

entwickelten, kleinen und offenen 
Volkswirtschaften Dänemark, Finnland, 
Schweden und die Schweiz), die oft 
Spitzenreiter bei Innovation und Ar-
beitsleistung sind, um noch unausge-
schöpftes Wachstumspotenzial aufzu-
zeigen.

3.2  Steigerung der Qualität und 
Quantität von Arbeit und
Kapital

Die Steigerung der Quantität und der 
Qualität der verfügbaren Arbeit kann 
besonders über Ansätze in vier Be-

25 Siehe z. B. die OECD-Länderberichte 2005, 2007, 2009b; das WIFO-Weißbuch (Aiginger et al., 2006) sowie 
die Ergebnisse der Systemevaluierung des österreichischen Forschungsförderungssystems (Aiginger et al., 2009).

Differenz von Beschäftigungsquoten: Österreich gegenüber EU-15, 
OECD sowie Vergleichsländer  

Grafik 3fik 3f

Quelle: Eu: Eu: rostatrostatr , OECD. , OECD. ,
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reichen verfolgt werden: ältere Arbeit-
nehmer (55- bis 64-Jährige), niedrig 
Qualifizierte, Frauen sowie niedrig 
qualifizierte bzw. unter ihren Qualifi-
kationen eingesetzte Arbeitnehmer mit 
Migrationshintergrund. Grafik 3 zeigt 
die Beschäftigungsquoten dieser Grup-
pen mit Ausnahme der Migranten im 
internationalen Vergleich.

Obwohl die Beschäftigungsquote 
älterer Arbeitnehmer in den letzten 
Jahren stark von rund 32 % im Jahr 
2005 auf 41 % im Jahr 2008 gestiegen 
ist, liegt sie nach wie vor deutlich unter 
dem EU-15-Durchschnitt von 47,5 % 
bzw. unter dem Durchschnitt der
typischen Vergleichsländer für Öster-
reich (knapp 63 %). Das Pensionsan-
trittsalter ist seit 1970 für Männer und 
Frauen um rund drei Jahre gesunken 
(Sozialversicherung, 2009)26, während 
die Lebenserwartung für 60-Jährige in 
diesem Zeitraum um rund sechs Jahre 
gestiegen ist.

Grundmaßnahmen für die Erhö-
hung der Beschäftigung der 55- bis 
64-Jährigen werden z. B. von der 
OECD (2007) in einer Begrenzung der 
Invaliditätspensionen sowie anderer 
Möglichkeiten, früher als im Gesetz 
vorgesehen in Pension zu gehen, gese-
hen. Dazu zählen auch versicherungs-
mathematisch nicht adäquate Abschläge 
bei einem vorzeitigen Pensionsantritt 
(dies betrifft insbesondere die „Hackler-
regelung“).

Um jedoch höhere Erwerbsbeteili-
gung im Alter nicht in höhere Arbeits-
losigkeit münden zu lassen, werden 
weitere, flankierende Maßnahmen not-
wendig sein. Dazu zählen eine Verfla-
chung der in Österreich nach wie vor 
wendig sein. Dazu zählen eine Verfla-
chung der in Österreich nach wie vor 
wendig sein. Dazu zählen eine Verfla-

stark ausgeprägten Alterslohnkurve, 
mehr Durchlässigkeit zwischen öffent-
lichem und privatem Sektor sowie die 
verstärkte Vermittlung berufsübergrei-
fender Fähigkeiten, die zu einem An-
stieg der Beteiligung am lebenslangen 
Lernen27 und zu erhöhter beruflicher 
Flexibilität führen werden und dadurch 
die Chancen auf Beschäftigung im Alter 
erhöhen. Bock-Schappelwein et al. 
(2006) bieten zahlreiche weitere Vor-
schläge für die Erhöhung der Beteili-
gung am lebenslangen Lernen, darun-
ter Finanzierungsmodelle, kollektiv-
vertragliche Regelungen etc.

Die Beschäftigungsquote der Frauen 
liegt mit 65 % im Jahr 2008 um knapp 
5 Prozentpunkte über dem Durch-
schnitt der EU-15, aber um 6 Prozent-
punkte unter dem Durchschnittswert 
der Vergleichsländer. Die hohe Beschäf-
tigungsquote verdeckt den weiterhin 
sehr hohen Anteil von Teilzeitarbeit bei 
Frauen. Die unselbstständige Beschäfti-
gung der Frauen stieg seit 1995 um 
18 %, die Anzahl der Teilzeitarbeiten-
den aber um 70 %, die der Vollzeitar-
beitenden um nur 4 %. Die Teilzeit-
quote stieg damit von 21 % im Jahr 
1995 auf 31 % im Jahr 2008; das be-
deutet eine Annäherung an das EU-15-
Niveau. Die Vergleichsländer liegen bei 
25 %, ohne den Ausreißer Schweiz 
(19 %). Der Anteil der unfreiwillig teil-
zeitbeschäftigten Frauen ist in Öster-
(19 %). Der Anteil der unfreiwillig teil-
zeitbeschäftigten Frauen ist in Öster-
(19 %). Der Anteil der unfreiwillig teil-

reich nicht höher als sonst, angesichts 
der Rahmenbedingungen für die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf stellt 
sich jedoch die Frage, ob nicht noch Po-
tenzial für eine Steigerung der Vollzeit-
quote bei Frauen besteht.

26 Das Antrittsalter für Männer bzw. Frauen in die Alterspension beträgt 62,7 bzw. 59,5 Jahre, in die Invaliditäts-
pension 53,7 bzw. 50,3 Jahre. Seit 2003 steigen die Invaliditätspensionen stark gegenüber den Alterspensionen 
an und machen rund ein Drittel der jährlichen Neuzugänge in die Pension aus (Sozialversicherung, 2009).

27 Derzeit liegt die Beteiligung am lebenslangen Lernen in Österreich bei 13 %, zwar knapp über dem EU-Durch-
schnitt, aber deutlich unter dem Durchschnitt der zuvor genannten Vergleichsländer (28 %).
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In Österreich liegt der Anteil der 
Kinder unter 3 bzw. zwischen 3 und 6 
Jahren, die sich in formaler Kinderbe-
treuung28 von mehr als 30 Stunden be-
finden, weiterhin sehr niedrig. In Ver-
bindung mit der Halbtagsschule dürfte 
dies die Entwicklung der Teilzeitarbeit 
nach Altersgruppen erklären (Grafik 
4): Während jüngere Frauen (20- bis 
24-Jährige) sowohl in Österreich  als 
4): Während jüngere Frauen (20- bis 
24-Jährige) sowohl in Österreich  als 
4): Während jüngere Frauen (20- bis 

auch in anderen Ländern oft teilzeitbe-
schäftigt sind, da sie sich noch in Aus-
bildung befinden, und 25- bis 29-jäh-
rige Frauen eine niedrige Teilzeitquote 
aufweisen, steigt die Teilzeitquote ab 
dem Alter von 30 drastisch an. Im
Vergleich mit den nordischen Ländern 
öffnet sich eine enorme Schere von fast 
30 Prozentpunkten.

Die mangelnde Nutzung der Kin-
derbetreuung dürfte in einem Mix von 
Verfügbarkeit an Kindergartenplätzen, 
Kosten sowie Qualität der Betreuung 
in Kindergärten zu suchen sein:29 Die 
OECD (2009b) bemängelt fehlende 
bundesweite pädagogische Standards, 
ungenügende Ausbildung der Betreuer 
und Probleme aufgrund der Kompe-
tenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern. Die insgesamt durchschnitt-
liche Teilzeitquote deutet auf das große
Potenzial des österreichischen Arbeits-
marktes bei einer Veränderung der 
Rahmenbedingungen hin.

Die Problembereiche Kinderbe-
treuung und Halbtagsschule sind nicht 
nur für die Beschäftigungsquote der 
Frauen relevant, sondern auch für die 

Grafik 4fik 4f

Quelle: Eu: Eu: rostatrostatr , OEC, OEC, D.
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28 Formale Kinderbetreuung bezieht sich auf institutionelle Kinderbetreuung durch qualifizierte Betreuer und
Betreuerinnen.

29 Die jüngsten Reformen, wie ein verpflichtendes Kindergartenjahr (halbtägige Betreuung), sowie z. B. die Kosten-
reduktion in Wien werden die Situation sicher verbessern, können aber wohl nur als erster Schritt gesehen werden.
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Qualität der Ausbildung von Kindern 
aus bildungsfernen Schichten, darunter 
auch Kinder mit Migrationshinter-
grund. Hier wird der Grundstock für 
die später auftretenden Beschäftigungs-
probleme der beiden Gruppen Mi-
granten und Niedrigqualifizierte gelegt 
(Grafik 3). Die Variation der Leistungen 
nach unten ist in österreichischen
Schulen hoch, während gleichzeitig 
keine Verbesserung der schulischen 
Leistungen von Migrantenkindern von 
der ersten auf die zweite Generation 
eintritt (die Leistungsspreizung betrifft 
auch Kinder ohne Migrationshinter-
grund, nicht nur Migrantenkinder; 
z. B. Haider und Schreiner, 2006).

Für die bessere Integration von
Migranten in den Arbeitsmarkt sind 
viele Ansätze notwendig. Das österrei-
chische Rote Kreuz hat gemeinsam mit 
Experten ein Neun-Punkte-Programm 
erarbeitet, das von der Regierung um-
gesetzt werden könnte (Österrei-
erarbeitet, das von der Regierung um-
gesetzt werden könnte (Österrei-
erarbeitet, das von der Regierung um-

chisches Rotes Kreuz, 2009), unter
anderem mit den Elementen gesteuerte 
Zuwanderung, Spracherwerb, erleich-
terte Arbeitserlaubnis, bessere Anerken-
nung ausländischer Qualifikationen, 
bessere Repräsentation von Migranten 
in Medien etc.

Die Reform der Kinderbetreuung 
und die bessere Integration von
Migranten werden zunächst zusätz-
liches öffentliches Geld erfordern. Mit-
telfristig sollten aber die positiven
Effekte, wie höhere Beschäftigungs-
quoten, niedrigere Arbeitslosigkeit und 
höhere Produktivität, das Budget wie-
der entlasten.

Investitionsförderung

Im gleichgewichtigen Wachstumspfad 
wächst Kapital mit einer Rate, die die 

Kapitalquote konstant hält.30 Die 
Trendwachstumsrate wird deshalb vom 
Wachstum des Arbeitsinputs und der 
Produktivität bestimmt. Dennoch 
kommt es vor, dass Investitionen nicht 
diesem langfristigen Trend entspre-
chen: Zum Beispiel hat die „Große
Mäßigung“, die Zeit geringer Infla-
tions- und Wachstumsschwankungen 
von 1990 bis circa 2005, über sinkende 
Kapitalkosten zu einem Anstieg der 
Kapitalquote geführt. Österreich hat 
Kapitalkosten zu einem Anstieg der 
Kapitalquote geführt. Österreich hat 
Kapitalkosten zu einem Anstieg der 

eine lange Tradition in der Investitions-
förderung, etwa über die Investitions-
prämie, die gemeinsam mit der gesamt-
wirtschaftlichen Stabilität, dem Fokus 
der Lohnverhandler auf Beschäftigung, 
der Facharbeiterausbildung und ande-
ren Faktoren zu hohen Investitions-
quoten geführt hat.

In der letzten Zeit verlagert sich die 
internationale wirtschaftspolitische 
Debatte vom Thema der Förderung 
tangibler Investition hin zur Förderung 
intangibler Investitionen, wie z. B. For-
schung und Entwicklung. Investitions-
förderung wird verstärkt unter dem 
Aspekt Infrastrukturentwicklung gese-
hen, wobei es nicht nur um den Stra-
ßen- und Schienenverkehr geht, son-
dern verstärkt um die Telekommunika-
tions- und Energienetze der Zukunft. 
Der Ausbau von Breitbandnetzen und 
von sogenannten „smart grids“ im Elek-
trizitätsnetz werden neben den Heraus-
forderungen des Klimawandels wich-
tige Investitionsimpulse liefern. Dabei 
ist es für die öffentliche Hand oft
nicht unbedingt erforderlich, selbst zu 
inves tieren, sondern einen langfristi-
gen Planungshorizont und kompetente 
Rahmengesetzgebung zu gewährleis-
ten; gleichzeitig kann durchaus durch 
klimapolitische Regulierung versucht 

30 Diese Rate bzw. Quote ist schwierig zu berechnen, nicht zuletzt aufgrund der Bestimmung des gleichgewichtigen 
Wachstumspfads (Gaggl und Janger, 2009).
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werden, Investitionsdruck zu erzeu-
gen.31 Sinkende Kapitalkosten dürften 
jedenfalls kaum noch zu steigenden 
Wachstumsbeiträgen von Kapital füh-
ren, eher werden die Kapitalkosten 
steigen (Gaggl und Janger, 2009). 
Umso wichtiger ist eine schnelle Berei-
nigung der Finanzmarktprobleme, die 
dauerhafte Erhöhungen der Kapitalnut-
zungskosten minimieren würde.

3.3 Produktivitätssteigerung

Einer der wichtigsten Treiber von Pro-
duktivitätssteigerungen sind Innovati-
onsaktivitäten. Die Ausgaben für For-
schung und Entwicklung als ein (input-
orientiertes) Maß für Innovations-
aktivitäten sind seit den 1990er-Jahren 
stark auf 2,6 % des BIP gestiegen, um 
0,7 Prozentpunkte über dem EU-15-
Durchschnitt, aber um 0,5 Prozent-
punkte unter dem Durchschnitt der zu-
vor genannten Vergleichsländer. Eine 
Reihe von weiteren Innovationsindika-
toren bestätigen das Bild, dass Öster-
reich den technologischen Aufholpro-
zess abgeschlossen hat und sich in einem 
Umbruch zu einer Volkswirtschaft be-
findet, in der das Wachstum durch 
Produktion und Nachfrage nach Wis-
senschaft, Technologie und Innovation 
getrieben wird (Janger und Reinstaller, 
2009). Zwei Output-Maße für Innova-
tion im weiteren Sinn – Produktivitäts-
wachstum und Strukturwandel – zei-
gen noch weiteres Potenzial nach
oben. Trotz stark steigender F&E-Auf-
wendungen hat sich das Produktivi-
tätswachstum nicht beschleunigt; das
diag nostizierte Struktur-Performance-
Paradoxon löst sich zwar auf (Peneder, 

2008),32 aber während der Rückstand 
der innovationsintensiven Branchen ge-
ringer wurde, bleibt in der Gruppe der 
ausbildungsintensiven Branchen der 
deutliche Abstand zur EU-15 und zu 
den vorher erwähnten Vergleichslän-
dern trotz hoher Zuwächse weiter be-
stehen.

Der Strukturwandel und das Pro-
duktivitätswachstum könnten neben in-
novationspolitischen Reformen33 über 
eine Verbesserung der Anreize und der 
Inputfaktoren für Innovationsaktivi-
täten außerhalb der eigentlichen Inno-
vationspolitik (Rahmenbedingungen 
für Innovation) beschleunigt werden. 
Eine Analyse dieser Rahmenbedin-
gungen zeigt Defizite in den Bereichen 
Wettbewerb, Innovationsfinanzierung 
und insbesondere Ausbildung, die als 
„Flaschenhals“ des österreichischen In-
novationssystems gesehen werden kön-
nen (Janger und Reinstaller, 2009; aber 
auch diverse andere Studien, etwa das 
WIFO-Weißbuch (Aiginger et al., 
2006) und den OECD-Länderbericht, 
2007).

Grafik 5 fasst Österreichs internati-
onale Position gegenüber einem Län-
derdurchschnitt (EU-27 bzw. OECD je 
nach Indikator) sowie den zuvor ge-
nannten Vergleichsländern zusammen. 
Ein Wert über 1 steht für günstigere 
Rahmenbedingungen in Österreich als 
Ein Wert über 1 steht für günstigere 
Rahmenbedingungen in Österreich als 
Ein Wert über 1 steht für günstigere 

in den Vergleichsländern, ein Wert un-
ter 1 für ungünstigere.34 Gegenüber 
den innovativsten Volkswirtschaften 
fehlt es in den meisten Dimensionen
sowohl an Innovationsanreizen als auch 
an Innovationsinputs; Ausnahmen sind 
die Bereiche effektive Unternehmens-

31 Eine Gruppe von 500 großen, weltweit agierenden Firmen fordert die Politik zu ehrgeizigen Zielen im Kampf 
gegen den Klimawandel auf. Alles andere würde zu einem Vertrauensverlust und zur Streichung von Investitionen 
in klimafreundliche Technologien führen (Corporate Leaders Group on Climate Change, 2009).

32 Hohes Wirtschaftswachstum mit einer traditionellen, wenig innovationsintensiven Wirtschaftsstruktur.
33 Siehe Aiginger et al. (2009(2009( )2009)2009  für eine Zusammenfassung der Ergebnisse der Systemevaluierung des österreichischen 

Forschungsförderungs- und -finanzierungssystems.
34 Für eine detaillierte Beschreibung aller Rahmenbedingungen und Indikatoren siehe Janger (2009).
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besteuerung, Patentschutz sowie 
Sekun darausbildung. Der größte Rück-
stand ergibt sich in den Indikatoren für 
Bildung, Wettbewerbspolitik bzw. 
Produktmarktregulierung und Innova-
tionsfinanzierung (Risikokapitalinten-
sität). Für diese drei Bereiche liegen 
von vielen Autoren Reformkonzepte 
vor, im Folgenden wird nur grob basie-
rend auf Janger und Reinstaller (2009) 
auf sehr wesentliche Reformen einge-
gangen.

Bildungssystem

Im voruniversitären Bildungssystem 
wären neben den bereits zuvor ange-
sprochenen Verbesserungen für Kin-
dergärten zentrale Fortschritte in der 
Ausweitung der Autonomie und Stan-
dards für Schulen, der späteren Tren-
nung der Schulkinder in spezialisierte 

Schulen sowie der Einführung des 
ganztägigen Unterrichts zu sehen. Auch 
die Erhöhung der Beteiligung an terti-
ärer Bildung wird hauptsächlich über 
die Steigerung der Studiumsberechti-
gungsraten, das heißt über Änderungen 
die Steigerung der Studiumsberechti-
gungsraten, das heißt über Änderungen 
die Steigerung der Studiumsberechti-

im sekundären Schulsystem, erfolgen. 
Für die Verbesserung der universitären 
Ausbildung vor der Forscherausbildung 
(Undergraduate-Bereich) kann ein Stu-
dienplatzbewirtschaftungssystem, wie 
für Fachhochschulen, das Kapazitäten 
und Finanzierung miteinander ver-
knüpfen würde, in Erwägung gezogen 
werden.

Die universitäre Forschung wird in 
der vorliegenden Studie im weiteren 
Sinn zum Bildungssystem gezählt. Viele 
empirische Studien zeigen, dass die 
Steigerung der Qualität der universi-
tären Forschung in vielen Punkten zen-

Grafik 5fik 5f

Rahmenbedingungen für Innovation: Österreich und Vergleichsländer

Quelle: Janger und Reinstaller (2009).
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tral für höheres Produktivitätswachs-
tum und für die Wettbewerbsfähigkeit 
in einer wissensdominierten Wirt-
schaft ist, unter anderem über die Ka-
näle Wissensdiffusion, Unternehmens-
gründung von Wissenschaftern, regio-
nale bzw. lokale Spillover-Effekte und 
Steigerung der Standortattraktivität.35

Trotzdem wird ihre Bedeutung wirt-
schaftspolitisch noch selten reflektiert.

Dabei gilt auch hier, dass Öster-
reich relativ einfache Maßnahmen zur 
Ausschöpfung seines hohen Potenzials 
treffen könnte, insbesondere über die 
beiden Ansatzpunkte Finanzierung der 
Forschung in Universitäten und organi-
satorische Veränderungen. Detaillierte 
Vorschläge finden sich z. B. bei Janger 
und Reinstaller (2009).

Wettbewerb und Produktmarktregulierung

Sowohl Regulierungsindikatoren als 
auch Maße für die tatsächliche Wettbe-
werbsintensität weisen auf ein Poten-
zial zur Intensivierung des Wettbe-
werbs in einigen Dienstleistungsbran-
chen hin, in vielen Sachgütersektoren 
herrscht aufgrund der internationalen 
Handelbarkeit hoher Wettbewerb. 
Maßnahmenfelder für eine Wettbe-
werbsintensivierung umfassen eine
Reform der Wettbewerbsbehörde (u. a. 
quantitative und qualitative Stärkung 
der Ressourcen, Beweislastumkehr bei 
Missbrauch einer marktbeherrschenden 
Stellung), die Reform einiger Regulie-
rungen (Gründungsregulierung, Befä-
higungsnachweise, freie Berufe usw.) 
sowie eine Steigerung der Preistranspa-
renz in einigen Dienstleistungsbran-
chen.

Innovationsfinanzierung: Risikokapital-
intensität
Die Risikokapitalintensität als ein Maß 
für die Qualität der Innovationsfinan-
zierung ist in Österreich weiterhin sehr 
niedrig, wobei es dafür angebots- 
(Mangel an Mitteln) und nachfragesei-
tige (Mangel an finanzierungswürdigen 
Projekten) Gründe geben dürfte. Eine 
Steigerung der Risikokapitalintensität 
durch Bereitstellung höherer Mittel 
kann unter anderem über neue gesetz-
liche Strukturen für Risikokapital-
fonds36, eine Fund-of-Funds-Initiative 
und die Begünstigung der Investitionen 
von Lebensversicherungen und Pensi-
onsfonds in Risikokapitalfonds versucht 
werden. Die Nachfrage der Unterneh-
men nach Risikokapital könnte z. B. 
durch die Verbesserung der zuvor
diskutierten Rahmenbedingungen ge-
steigert werden (für Detailvorschläge 
siehe Janger und Reinstaller, 2009).

Zusammenfassend verfügt Öster-
siehe Janger und Reinstaller, 2009).

Zusammenfassend verfügt Öster-
siehe Janger und Reinstaller, 2009).

reich über einige unausgeschöpfte
Reserven, die zur (Potenzial-)Wachs-
tumssteigerung mobilisiert werden 
könnten. Der Abstand zu den Spitzen-
reitern ist insofern sogar positiv zu
sehen, als die Vergleichsländer Schwe-
den, Finnland, Dänemark und die 
Schweiz in vielen Bereichen bereits ein 
Plateau erreicht haben. Abgesehen von 
den zuvor genannten Vorschlägen wer-
den die mittelfristigen Wachstumspers-
pektiven in Österreich auch vom er-
den die mittelfristigen Wachstumspers-
pektiven in Österreich auch vom er-
den die mittelfristigen Wachstumspers-

folgreichen Zustandekommen eines in-
ternationalen Klimaabkommens abhän-
gen, das zu einem weltweiten Handel 
von Treibhausgasemissionen führt. Ein 
derartiges Preissignal ist zentral zur 

35 Für eine kurze Zusammenfassung siehe Janger (2009).
36 Ein derartiges Gesetz war im Herbst 2009 in Begutachtung; es steht offen, ob es das Problem effektiv beseitigen 

kann.
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Setzung von Anreizen für Innovation 
und Investition. Österreich ist zudem 
Setzung von Anreizen für Innovation 
und Investition. Österreich ist zudem 
Setzung von Anreizen für Innovation 

in die Weltwirtschaft – insbesondere in 
die EU – eingebettet. Die Weiterfüh-
rung der Strukturstrategie der EU – 
die Lissabon-Strategie – stand im 
Herbst 2009 zur Diskussion und wird 
ebenfalls die österreichischen Perspek-
tiven beeinflussen. Schließlich werden 
mittel- bis langfristig gerade für eine 
Wachstumssteigerung nicht nur rein 
konventionelle Wachstumssteigerungs-
maßnahmen notwendig sein, angesichts 
der Krise mit Beginn 2008 muss sich 
eine kleine offene Volkswirtschaft auch 
Strategien zur Steigerung der Schock-
resistenz überlegen (Aiginger, 2009b).

4  Schlussfolgerungen

Ein durch die Krise bedingter perma-
nenter Verlust an Potenzial-Output und 
die permanente Natur vieler diskretio-
närer Stabilisierungsmaßnahmen füh-
ren zu einem Konsolidierungsbedarf, 
der signifikant über eine nachträgliche 
Finanzierung der Konjunkturpakete 
hinausgeht. Zusätzlich werden mittel-
fristig die Nachwirkungen der Krise 
auf die öffentlichen Finanzen auch von 
den Implikationen der demografischen 
Veränderungen überlagert werden.

Aufgrund von zu erwartenden
negativen Effekten auf die Realwirt-
schaft sollte die Konsolidierung inter-
national koordiniert erfolgen (dafür 
sorgt in der EU der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt) und Maßnahmen 
sollten erst nach dem Einsetzen einer 
selbsttragenden konjunkturellen Auf-
schwungphase starten. Es erscheint 
aber als zweckmäßig, bereits jetzt Kon-
solidierungspläne zu entwickeln, um 

eine rasche Umsetzung während der 
nächsten Aufschwungphase zu gewähr-
leisten und das Vertrauen der Öffent-
nächsten Aufschwungphase zu gewähr-
leisten und das Vertrauen der Öffent-
nächsten Aufschwungphase zu gewähr-

lichkeit in die Nachhaltigkeit der öffent-
lichen Finanzen zu sichern. Konsolidie-
rung sollte in erster Linie ausgabenseitig 
erfolgen, wobei aber Konflikte mit
anderen wirtschaftspolitischen Zielen 
(z. B. im Forschungs- oder Bildungsbe-
reich) vermieden werden müssen. Der 
allenfalls einnahmenseitige Teil sollte 
möglichst wenig wachstumshemmend 
sein, was für eine Erhöhung der Steu-
ern auf immobiles Vermögen sprechen 
würde.

Die Analyse der mittelfristigen 
Wachstumskomponenten Arbeit, Kapi-
tal und Produktivität zeigt, dass Öster-
reich trotz der relativ guten allgemei-
nen Performance in vielen Bereichen 
noch Potenzial hat, um die fiskalische 
Konsolidierung durch eine Wachs-
tumsbeschleunigung zu unterstützen. 
Die Ausschöpfung dieses Potenzials 
könnte über wirtschaftspolitische Ver-
änderungen insbesondere in den Be-
reichen Beschäftigungs-, Bildungs- und 
Wettbewerbspolitik sowie Innovations-
finanzierung erfolgen, die zur Steige-
rung der mittelfristigen Wachstums-
perspektiven beitragen. Der Abstand 
zu den Spitzenreitern Dänemark, Finn-
land, Schweden und der Schweiz kann 
dabei positiv gesehen werden, da diese 
Länder bereits ihr Plateau erreicht
haben. Was frühere Krisen gezeigt ha-
ben, könnte gerade für Österreich wie-
haben. Was frühere Krisen gezeigt ha-
ben, könnte gerade für Österreich wie-
haben. Was frühere Krisen gezeigt ha-

der gelten: Das mittelfristige Wachs-
tumsszenario nach wirtschaftlichen 
Krisen ist stark durch Wirtschaftspoli-
tik beeinflussbar.
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An der institutionellen Ausgestaltung 
von Lohnverhandlungssystemen besteht 
seit Längerem ein großes Interesse 
 sowohl der akademischen als auch 
der wirtschaftspolitisch ausgerichteten 
makroökonomischen Forschung (etwa 
in den Publikationen der OECD). Insbe-
sondere ist die Frage relevant, ob Lohn-
verhandlungen zentralisiert und/ oder 
koordiniert sind. Bezüglich der öster-
reichischen Kollektivvertragsverhand-
lungen wird häufig gesagt, dass es sich 
dabei um ein System von „Lohnführer-
schaft“ handelt: Am Beginn der Herbst-
lohnrunde stünde der Abschluss des 
Metallsektors, und die dort verhandelten 
Lohnsteigerungen gäben ein „Signal“ 
für die nachfolgenden Verhandlungen.

Werden die Ergebnisse von Kollektiv-
verträgen ausführlicher betrachtet, so 
stellt man eine ausgeprägte zeitliche 
Staffelung über beinahe das ganze Jahr 
fest, wobei es in einzelnen Monaten 

eine markante Häufung von in Kraft 
tretenden Verträgen gibt.

Ein empirischer Nachweis der 
Lohnführerschaft ist nicht einfach zu 
führen. Zum einen weisen die Lohn-
steigerungen eine beträchtliche Varianz 
auf und die Abschlüsse der Metallbranche 
werden nicht eins zu eins in anderen 
Branchen übernommen. Zum anderen 
sind aber auch simple Korrelationen 
oder Regressionen alleine ebenfalls kein 
taugliches Mittel, da makroökonomische 
Größen – wie sektorale Lohnsteige-
rungen – auf jeden Fall hoch miteinander 
korreliert sind. In Anbetracht dieser 
Schwierigkeiten  werden in Knell und 
Stiglbauer (2009) verschiedene Argu-
mentationslinien und Analyseschritte 
verwendet, um die Existenz und Be-
deutung von Lohnführerschaft nachzu-
weisen.

Kapitel 1 befasst sich mit einer 
 Charakterisierung der kollektiven Lohn-

Wissenschaftliche 
Begutachtung: 
Sepp Zuckerstätter,
Arbeiterkammer 
Wien

Lohnstaffelung und Lohnführerschaft  
in  Österreich – Bestandsaufnahme  
und Implikationen

Die vorliegende Studie untersucht die Bedeutung von Lohnstaffelung und Lohnführerschaft im 
System der österreichischen Kollektivvertragsverhandlungen. Die Kollektivverträge haben
zumeist eine Laufzeit von einem Jahr und sind gestaffelt, wobei die höchsten zeitlichen
Konzentrationen in den Monaten Jänner, Mai und November festgestellt werden können. Die 
österreichischen Lohnverhandlungen werden in der einschlägigen Literatur als ein System von 
Lohnführerschaft diskutiert, wobei dem Abschluss der Metallarbeiter, der üblicherweise
Anfang November eines Jahres in Kraft tritt, eine  „Vorbildwirkung“ für die Abschlüsse in den 
folgenden Monaten zukommt. Mit einer Analyse von detaillierten Einzelreihen des Tariflohn-
index kann tatsächlich ein empirischer Beleg für das Vorhandensein von Lohnführerschaft
erbracht werden. Dabei  wird gezeigt, dass der  lohnführende Metallsektor erheblich stärker 
auf makroökonomische Prognosen reagiert als die anderen Branchen. Dies und die rasche 
Übertragung auf die nachfolgenden Sektoren dürften wesentliche Gründe für den empirischen 
Befund einer starken Reallohnflexibilität der  österreichischen Wirtschaft sein.
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1 Markus.Knell@oenb.at; Alfred.Stiglbauer@oenb.at. Das Wage Dynamics Network (WDN), eine Forschungs-
kooperation im Eurosytem, bot Gelegenheit, sich dem Thema Lohnführerschaft und dessen makroökonomischen 
Implikationen ausführlicher zu widmen. Die Autoren danken Sepp Zuckerstätter für wertvolle Kommentare, 
 Markus Bönisch und Helga Maurer (Statistik Austria) für die Zurverfügungstellung der Tariflohndaten und zahl-
reiche Erläuterungen sowie Josef Baumgartner für die Übermittlung der Prognosedaten des WIFO. Weiterer Dank 
 Markus Bönisch und Helga Maurer (Statistik Austria) für die Zurverfügungstellung der Tariflohndaten und zahl-
reiche Erläuterungen sowie Josef Baumgartner für die Übermittlung der Prognosedaten des WIFO. Weiterer Dank 
 Markus Bönisch und Helga Maurer (Statistik Austria) für die Zurverfügungstellung der Tariflohndaten und zahl-

gilt Claudia Kwapil für die Unterstützung bei der Auswertung der Daten aus dem WDN-Firmensurvey.
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verhandlungen in Österreich. Kapitel 2 
widmet sich ausführlich der zeitlichen 
Staffelung dieser Verhandlungen. In 
Kapitel 3 wird die österreichische Dis-
kussion um das Vorhandensein von 
Lohnführerschaft rekapituliert und die 
diesbezüglichen empirischen Untersu-
chungen zusammengefasst. Kapitel 4 
geht der Frage nach, wie sich die öster-
reichischen Lohnsetzungsinstitutionen 
im internationalen Vergleich ausnehmen. 
Kapitel 5 zieht wirtschaftspolitische 
Schlussfolgerungen.

1  Kollektivvertrags-
verhandlungen in Österreich

1.1 Wer sind die Akteure?

In einem typischen Jahr werden in 
 Österreich an die 400 Kollektivverträge 
In einem typischen Jahr werden in 
 Österreich an die 400 Kollektivverträge 
In einem typischen Jahr werden in 

abgeschlossen (ÖGB, 2005). Verhand-
 Österreich an die 400 Kollektivverträge 
abgeschlossen (ÖGB, 2005). Verhand-
 Österreich an die 400 Kollektivverträge 

lungen werden auf der Arbeitnehmer-
seite von den Gewerkschaften (der GPA 
für die Angestellten und verschiedenen, 
sektoral organisierten Gewerkschaften 
für Arbeiter) und auf der Arbeitgeber-
seite von den jeweiligen Fachverbänden 
der Wirtschaftskammer Österreich 
seite von den jeweiligen Fachverbänden 
der Wirtschaftskammer Österreich 
seite von den jeweiligen Fachverbänden 

(WKÖ) geführt. Im öffentlichen Dienst 
verhandelt die Gewerkschaft öffent-
licher Dienst (GÖD) für die Bundes-
bediensteten mit der Bundesregierung, 
meist vertreten durch einen für den 
 öffentlichen Dienst zuständigen Staats-
sekretär. Die Dachverbände (die Bundes-
wirtschaftskammer und vor allem der 
Österreichische Gewerkschaftsbund – 
ÖGB) spielen keine (direkte) Rolle.

Formal werden fast immer separate 
Kollektivverträge für Arbeiter und 
 Angestellte abgeschlossen.2 Die Lohn-
verhandlungen für Arbeiter und Ange-
stellte werden aber häufig in „Verhand-
lungsgemeinschaft“ geführt. Aufseiten 
der Arbeiter führten außerdem die in 
den letzten Jahren zu beobachtenden 

Fusionen von Gewerkschaften zu einer 
etwas stärkeren Vereinheitlichung von 
Lohnabschlüssen. Eine weitere Trenn-
linie ist die traditionelle Unterscheidung 
zwischen Industrie und Gewerbe – 
z. B. Bauindustrie/ Baugewerbe, Eisen- 
und Metallgewerbe/ Metallindustrie 
usw. Hier gibt es sowohl bei den Niveaus 
der Löhne und Gehälter als auch bei 
den vereinbarten Lohnsteigerungen zum 
Teil deutliche Unterschiede.

In der Regel gelten die Kollektiv-
verträge österreichweit. In manchen 
Fällen gibt es aber auch eine regionale 
Differenzierung – vor allem im Sektor 
der Nahrungs- und Genussmittel oder 
im öffentlichen Bereich (getrennte Ver-
handlungen für Wien und die sonstigen 
Bundesländer).

1.2  Kollektivverträge haben zumeist 
eine Laufzeit von einem Jahr

Um die österreichischen Kollektivver-
tragsverhandlungen für einen längeren 
Zeitraum quantitativ zu charakterisie-
ren, bräuchte man detaillierte Informa-
tionen über alle erzielten Abschlüsse 
und ihre Gültigkeitsdauer. Diese zu 
 erheben, wäre extrem aufwendig. Aus 
diesem Grund wurde für die Unter-
suchung in Knell und Stiglbauer (2009) 
ein anderer Weg beschritten: Es wurden 
die detaillierten Indexreihen der Tarif-
lohnindizes (TLI) 1986 und 1976 von 
Statistik Austria herangezogen, um da-
raus 100 Einzelreihen zu destillieren, 
die in der Regel einzelne wichtige 
 Kollektivverträge repräsentieren. Nähere 
Ausführungen zu diesen Daten finden 
sich im Anhang der vorliegenden Studie.

Tabelle 1 zeigt die Verteilung der 
Dauer von (Kollektivvertrags)Löhnen, 
sowohl in ungewichteter als auch in 
 gewichteter Form. Gemessen an ihrem 
Gewicht im TLI 1986 weisen über 89 % 

2 Allerdings kam es im Metallsektor zu einer Vereinheitlichung der Lohn- und Gehaltsschemata für Arbeiter und 
Angestellte.
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der  Kollektivverträge eine Laufzeit von 
 genau einem Jahr auf. In etwa 95 % der 
Fälle liegt die Laufzeit zwischen 11 und 
13 Monaten.3

1.3  Kollektivvertragslöhne 
bestimmen das Wachstum 
der tatsächlichen Löhne und 
Gehälter wesentlich mit

Österreich weist mit etwa 95 % einen 
hohen kollektivvertraglichen Deckungs-
grad auf (Bönisch, 2008). Dies bedeutet, 
dass für den überwiegenden Anteil 
der Arbeitnehmer kollektivvertragliche 
Mindestlöhne4 und deren regelmäßige 
Steigerungen festgelegt sind. Somit 
steht die grundsätzliche Relevanz von 
Kollektivverträgen für die allgemeine 
Lohnentwicklung außer Zweifel.

Man könnte aber einwenden, dass 
eine Analyse von Kollektivvertrags-
löhnen wenig relevant ist, da doch 

in vielen Branchen bekanntermaßen 
„Überzahlungen“ (d. h. Löhne und Ge-
hälter über den kollektivvertraglichen 
Mindestlöhnen) üblich sind.5 Diese 
Überzahlungen beziehen sich allerdings 
auf die Lohnniveaus, während das 
 Augenmerk der vorliegenden Studie 
dem Lohnwachstum gilt. Und hier lässt 
sich beobachten, dass die vereinbarten 
jährlichen Steigerungsraten der tatsäch-
lichen Löhne und Gehälter meist dem 
Verlauf der ausverhandelten Mindest-
löhne folgen.

 Die parallele Entwicklung dieser 
beiden Lohngrößen wird in Grafik 1 
anschaulich dargestellt, in der das 
Wachstum der Kollektivvertragslöhne 
mit jenem der Arbeitnehmerentgelte je 
Arbeitnehmer (ein Maß für die Ent-
wicklung der tatsächlichen Arbeits-
kosten aus der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung) verglichen wird. Es 

3 Manchmal wird bei Kollektivvertragsabschlüssen eine Variation der Laufzeit als Instrument der Kompromiss-
findung eingesetzt (etwa, indem die Gültigkeitsdauer eines Kollektivvertragsabschlusses, der aus Sicht der Arbeit-
geber etwas überhöht ist, verlängert wird).

4 In Österreich gibt es keinen allgemeinen gesetzlich vorgeschriebenen Mindestlohn. Es gibt allerdings eine
zwischen den Sozialpartnern geschlossene Grundsatzvereinbarung über einen in den einzelnen Kollektivvertrags-
verhandlungen umzusetzenden Mindestlohn (von derzeit monatlich 1.000 EUR brutto) sowie Mindestlohntarife 
für einige wenige Berufsgruppen.

5 Darüber hinaus gibt es in vielen Fällen neben den Kollektivvertragsabschlüssen zu den branchen- und berufs-
spezifischen Mindestlöhnen auch sogenannte „Istlohn“-Abschlüsse. Für diese existiert jedoch keine – wie im Fall 
der Tariflohnindizes, die nur die Mindestlöhne erfassen – umfassende Datenbasis. Daher wird im vorliegenden 
Beitrag darauf nicht weiter eingegangen. Für eine Analyse von „Überzahlungen“ („Lohnpolster“) in Portugal siehe 
der Tariflohnindizes, die nur die Mindestlöhne erfassen – umfassende Datenbasis. Daher wird im vorliegenden 
Beitrag darauf nicht weiter eingegangen. Für eine Analyse von „Überzahlungen“ („Lohnpolster“) in Portugal siehe 
der Tariflohnindizes, die nur die Mindestlöhne erfassen – umfassende Datenbasis. Daher wird im vorliegenden 

Cardoso und Portugal (2005).

Tabelle 1

Verteilung der Dauer von Kollektivverträgen

Laufzeit 1980 bis 2006

Ungewichtet Gewichtet nach TLI 1986

in %

Bis 10 Monate 2,3 1,8
11 Monate 1,8 1,3
12 Monate 85,1 89,4
13 Monate 5,3 4,1
14 bis 18 Monate 4,0 2,2
Mehr als 18 Monate 1,5 1,2

Insgesamt 100,0 100,0

Quelle: Knell und Stiglbauer (2009).
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zeigt sich, dass die tatsächlichen Ver-
dienste und die Kollektivvertragslöhne 
in einem ähnlichen Ausmaß wachsen. 
Die sogenannte „Lohndrift“ (die Wachs-
tumsdifferenz zwischen den tatsäch-
lichen Löhnen und Gehältern einerseits 
und den Mindestlöhnen andererseits) 
ist meist klein und hat primär kon-
junkturelle Ursachen. Seit Mitte der 
1990er-Jahre ist die Lohndrift aller-
dings meist (schwach) negativ, was 
wahrscheinlich mit einer Reduktion 
des Ausmaßes von „Überzahlungen“ 
und mit der Zunahme von Teilzeit-
beschäftigungen zusammenhängt.

2 Lohnstaffelung

Löhne ändern sich nicht ständig, son-
dern es gibt ein ausgeprägtes zeitliches 
Muster: Erstens bleiben Löhne typi-
scherweise für eine fixe Zeitdauer (in 
Österreich meist ein Jahr) in Kraft, 
und zweitens erfolgen die Lohnände-
rungen in unterschiedlichen Branchen 
auch in unterschiedlichen Monaten. 
Die Lohnsetzung entspricht somit weder 

dem einfachsten neoklassischen Modell, 
in dem von vollständiger Lohnflexi -
bilität ausgegangen wird, noch der in 
der gegenwärtigen makroökonomischen 
Literatur dominierenden Annahme von 
„Calvo-Kontrakten“, bei der Lohnver-
änderungen stochastisch erfolgen und 
die Wahrscheinlichkeit eines neuen 
 Abschlusses über die Zeit konstant ist. 
Vielmehr entspricht das österreichische 
System in bemerkenswerter Weise der 
Annahme „gestaffelter Löhne“, wie sie 
erstmals von Taylor (1980) in die makro-
ökonomische Literatur eingeführt wurde 
– primär um nachzuweisen, dass Geld-
politik auch unter der Annahme ratio-
naler Erwartungsbildung persistente 
reale Effekte besitzen kann. Es ist 
 überraschend, wie gering die Anzahl 
empirischer Studien zur Synchronisie-
rung und Staffelung von Lohnabschlüs-
sen ist,6 insbesondere angesichts der 
umfangreichen Neu-Keynesianischen 
Literatur, die auf der Annahme starrer 
Lohnkontrakte aufbaut.

Wachstum der Kollektivvertragslöhne und der tatsächlichen Verdienste 
im Vergleich (1980 bis 2006)

Kollektivvertragslöhne Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmer

Jährliches Wachstum in %

Quelle: Statistik Austria.
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6 Ausnahmen stellen dabei die ursprüngliche Arbeit von Taylor (1980) sowie die Studien von Olivei und Tenreyro 
(2007, 2008) dar.



Lohnstaffelung und Lohnführerschaft  in  Österreich – 
Bestandsaufnahme  und Implikationen

GELDPOLITIK & WIRTSCHAFT Q4/09  89

Die österreichischen Kollektivver-
tragsverhandlungen haben zumeist das 
folgende zeitliche Muster: Zuerst treten 
mit November die Abschlüsse der 
 Metallindustrie und einer Handvoll 
 anderer Industriesektoren in Kraft, 
worauf mit Jahresbeginn die Handels-
angestellten und viele weitere – meist 
dem öffentlichen Sektor zuzurech-
nende – Abschlüsse folgen. Im Februar 
schließen sich die Kollektivverträge für 

den Bankensektor und im Mai eine 
Reihe weiterer Sektoren (v. a. der Gastro-
nomie und des Bausektors) an. Im Som-
mer und im frühen Herbst treten hin-
gegen fast keine (quantitativ) be-
deutenden Kollektivverträge in Kraft. 
Mit dem Abschluss der Metallindustrie, 
der im November des Folgejahres in 
Kraft tritt, beginnt ein neues Kollektiv-
vertragsjahr.

Tabelle 2

Zeitliche Verteilung der Kollektivverträge im Jahr 2006

Exemplarische Reihen aus dem  Tariflohnindex 1986 
(in absteigender  Reihenfolge nach Gewicht)

Monat des 
Inkrafttretens

Anzahl der 
Reihen im 
betreffenden 
Monat

Gewicht 
dieser Reihen 
 insgesamt

Gewicht 
 kumuliert

in %

Arbeiter Metallindustrie, Angestellte Metallindustrie, Angestellte Bergwerke 
und eisenerzeugende Industrie, Angestellte Stein- und keramische Industrie, 
Arbeiter Bergwerke und eisenerzeugende Industrie

November 7 13,5 13,5

(keine) Dezember 0 0,0 13,5

Handelsangestellte, Angestellte im allgemeinen Gewerbe, Bedienstete 
 Hoheitsverwaltung Bund, Arbeiter Metallgewerbe, Landeslehrer Bundes-
länder, ÖBB-Bedienstete, Hoheitsverwaltung Bundesländer, Handelsarbeiter, 
 Hoheitsverwaltung Bund, Arbeiter Metallgewerbe, Landeslehrer Bundes-
länder, ÖBB-Bedienstete, Hoheitsverwaltung Bundesländer, Handelsarbeiter, 
 Hoheitsverwaltung Bund, Arbeiter Metallgewerbe, Landeslehrer Bundes-

Bedienstete Post- und Telegraphenverwaltung, Bundeslehrer, Hoheits-
verwaltung Wien, Wachebeamte, Bedienstete Sozialversicherungsträger, 
Gemeindebedienstete (10.000 bis 50.000 Einwohner), Gemeindebedienstete 
(50.000 bis 250.000 Einwohner), Gemeindebedienstete (500 bis 10.000 
Einwohner), Hochschullehrer, Arbeiter Güterverkehr, Landeslehrer Wien, 
Bedienstete Wiener Verkehrsbetriebe, ORF-Angestellte, Bedienstete in 
 Busunternehmen, Heeresbedienstete, Arbeiter Forstwirtschaft

Jänner 39 54,5 68,0

Angestellte Banken und Bankiers, Angestellte Sparkassen, Angestellte 
 Kreditgenossenschaften nach dem System Raiffeisen, Angestellte Volksbanken

Februar 8 5,3 73,3

Arbeiter landwirtschaftliche Gutsbetriebe, Angestellte landwirtschaftliche 
Lagerhausgenossenschaften

März 6 1,3 74,6

Angestellte Versicherungsunternehmen, Arbeiter Textilindustrie,  
Angestellte Druckereigewerbe, Angestellte Speditionen, Angestellte 
 Textilindustrie  Vorarlberg, Angestellte holzverarbeitende Industrie

April 13 5,2 79,8

Arbeiter Gastronomie-, Schank- und Beherbergungsbetriebe, Arbeiter Bau-
gewerbe, Arbeiter Bauhilfsgewerbe, Arbeiter holzverarbeitende Gewerbe, 
Arbeiter chemische Industrie, Angestellte Baugewerbe, Arbeiter Bau industrie, 
Arbeiter holzverarbeitende Industrie, Arbeiter Stein- und keramische 
Industrie, Angestellte Gastronomie-, Schank- und Beherbergungsbetriebe, 
Angestellte Bauindustrie, Arbeiter Papierindustrie, Arbeiter Sägeindustrie

Mai 18 18,1 97,9

Arbeiter Glasindustrie Juni 2 0,3 98,3

Fleischer Juli 5 1,1 99,3

(keine) August 0 0,0 99,3

(keine) September 0 0,0 99,3

Bäcker Oktober 2 0,7 100,0

Quelle: Knell und Stiglbauer (2009).

Anmerkung:  Die Reihen basieren auf 100 Reihen aus dem Tarif lohnindex 1986 mit einem Gesamtgewicht von 93 %. Kriterien für Aufnahme in die Tabelle: Gewicht >_ 0,25 %; die 
Reihe mit dem größten Gewicht je Monat ist auf jeden Fall enthalten.
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Tabelle 2 zeigt die Verteilung der 
Kollektivverträge in einem typischen 
Jahr (2006). Das Kollektivvertragsjahr 
beginnt mit den Abschlüssen, die mit 
Anfang November in Kraft treten. 
Dazu gehören insbesondere die Arbeiter 
und Angestellten in der Metallindustrie 
sowie weitere Verträge in der Sachgüter-
industrie. Im November 2006 hatten 
diese Verträge ein Gesamtgewicht von 
knapp 14 % im Tariflohnindex 1986.

Im Dezember 2006 gab es bei keinen 
wichtigen Kollektivverträgen Lohn-
änderungen. Die große Mehrheit (bei-
nahe 55 % des Gesamtgewichts im 
 Tariflohnindex 1986) der Abschlüsse 
tritt im Jänner eines Jahres in Kraft: 
Dazu gehören vor allem die Handelsan-
gestellten sowie eine ganze Reihe von 
Bediensteten im öffentlichen Sektor, 
wie Tabelle 2 zeigt. Über das Kollektiv-
vertragsjahr (von November eines Jahres 
bis zum Oktober des Folgejahres) gese-
hen, hat sich damit bereits das Gros der 
Löhne (mehr als zwei Drittel) und 
 Gehälter aller unselbstständig Beschäf-
tigten in Österreich geändert.
 Gehälter aller unselbstständig Beschäf-
tigten in Österreich geändert.
 Gehälter aller unselbstständig Beschäf-

In den darauffolgenden drei Monaten 
kommt es nur in vergleichsweise wenigen 

Branchen zu Änderungen. Zu diesen 
gehören unter anderen die Kreditinsti-
tute (im Februar) und die Versicherungen 
(im April). Nach dem Jänner ist schließ-
lich der Mai jener Monat mit einem 
 relativ hohen Maß an Lohn- und 
 Gehaltsänderungen (etwa 18 %, gemes-
sen am Gewicht). In diesem Monat 
 treten vor allem üblicherweise die kol-
lektivvertraglichen Änderungen in der 
Gastronomie und im Bausektor in 
Kraft. Damit sind nun (nach sechs 
 Monaten) beinahe alle kollektivvertrag-
lichen Änderungen erfolgt (etwa 98 % 
 Monaten) beinahe alle kollektivvertrag-
lichen Änderungen erfolgt (etwa 98 % 
 Monaten) beinahe alle kollektivvertrag-

des Gesamtgewichts).
Inwieweit ist diese Momentauf-

nahme – das Jahr 2006 – typisch für 
 einen längeren Zeitraum? Natürlich ist 
nicht jedes Jahr gleich, aber das Grund-
muster ist sehr stabil. Insbesondere ist 
relevant, dass der Lohnabschluss im 
Metallsektor seit 1981 jedes Jahr im 
November Gültigkeit erlangt hat.7 Zu-
sätzlich ist aber auch der weitere Ablauf 
der Lohnstaffelung seit vielen Jahren 
relativ konstant. 

Grafik 2 belegt dies für den Zeit-
raum 1981 bis 2006 (in Fünf-Jahres-
Schritten). Man sieht, dass der Anteil 

7 1980 trat der neue Kollektivvertrag im Oktober in Kraft.

Zeitliche Verteilung des Inkrafttretens von Kollektivverträgen in Österreich 
(1981 bis 2006)

Grafik 2fik 2f

Quelle: Knell und Stiglbauer (2009).: Knell und Stiglbauer (2009).:
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nahme des öffentlichen Diensts) immer 
die WKÖ involviert ist, werden die 
 Arbeitnehmer von einer größeren An-
zahl von Einzelgewerkschaften vertreten. 
Andere Gewerkschaften sind in keiner 
Weise an den Abschluss im Metallsektor 
gebunden und es gibt auch keine 
 „Formel“, nach der dieser bei den nach-
folgenden Verhandlungen berücksichtigt 
werden sollte. Zudem ist der ÖGB als 
folgenden Verhandlungen berücksichtigt 
werden sollte. Zudem ist der ÖGB als 
folgenden Verhandlungen berücksichtigt 

Dachverband relativ schwach im Ver-
gleich zu den Einzelgewerkschaften.

Pollan (2004) äußerte vor einigen 
Jahren starke Zweifel am Vorhanden-
sein von Lohnführerschaft und ver-
suchte dies auch empirisch zu unter-
mauern. Pollans Ausgangspunkt ist die 
Feststellung, dass Lohnführerschaft zu 
einer Angleichung der Lohnniveaus in 
verschiedenen Branchen führen müsse.10

Diese Gleichsetzung von Lohnführer-
schaft mit solidarischer Lohnpolitik ist 
problematisch, wenn man das zuvor 
 angeführte Zitat der Metallergewerk-
schaft bedenkt, wonach Solidarität 
zwischen den verschiedenen Branchen 
explizit nicht (mehr) angestrebt wird.11
Auch Pollans Versuch, das Vorliegen 
von Lohnführerschaft empirisch zu 
 widerlegen, ist nicht überzeugend. Er 
zeigt zuerst auf, dass es hohe Unter-
schiede bei den kollektivvertraglichen 
Stundenlöhnen und Monatsgehältern 
gibt und will dann mithilfe von Bran-
chenreihen aus dem Tariflohnindex 
nachweisen, dass sich die Löhne und 
Gehälter über die Zeit auseinander-
entwickelt haben. Dies ist aber mit 

 Indexreihen nicht möglich, da diese 
keine Information über die absolute Höhe 
der Löhne und Gehälter beinhalten.

Traxler (2005) stellte in einer Replik 
klar, dass makroökonomische Koordi-
nation von Lohnverhandlungen (etwa 
durch Lohnführerschaft) zweierlei Ziel-
setzungen haben kann: (1) Gesamt-
wirtschaftliche Lohnmoderation oder 
(2) eine Koordination der Lohnab-
schlüsse, die sich einem verteilungs-
politischen Ziel unterordnet. Beides 
sei nicht miteinander vereinbar. Lohn-
führerschaft im Sinn von (1) diene dem 
exponierten (exportorientierten) Sektor 
einer Volkswirtschaft durch die Bedacht-
nahme auf die Lohnstückkostenent-
wicklung im Vergleich zu anderen 
 Ländern und der Zielsetzung, im natio-
nalen Vergleich zumindest so hohe Löhne 
zu zahlen, damit Arbeitskräfte nicht in 
andere Sektoren abwandern.12 Traxler 
kann zu diesem Zeitpunkt selbst keine 
empirische Evidenz zum Thema vorle-
gen, kündigt aber das spätere Erscheinen 
einer derartigen Untersuchung an. Auf 
 diese (Brandl und Traxler, 2008) wird 
im Kasten „Empirischer Nachweis von 
Lohnführerschaft“ eingegangen.

3.2.2  Operationalisierung des 
Begriffs der Lohnführerschaft

Die bisherigen Ausführungen legen nahe, 
dass die Lohnabschlüsse des Lohn führers 
eine Richtlinie für die Lohnsteigerungen 
in anderen Sektoren darstellen, die 
 allenfalls auch im Sinn einer „Ober-
grenze“ zu verstehen sind.

10 Pollan untermauert diese Feststellung mit einer Aussage des früheren Gewerkschaftsfunktionärs und späteren Ge-
neraldirektors der Oesterreichischen Nationalbank, Heinz Kienzl, wonach die Gewerkschaften in Österreich eine 
Pollan untermauert diese Feststellung mit einer Aussage des früheren Gewerkschaftsfunktionärs und späteren Ge-
neraldirektors der Oesterreichischen Nationalbank, Heinz Kienzl, wonach die Gewerkschaften in Österreich eine 
Pollan untermauert diese Feststellung mit einer Aussage des früheren Gewerkschaftsfunktionärs und späteren Ge-

solidarische Lohnpolitik anstrebten (Kienzl, 1973, zitiert nach Pollan, 2004).
11 Eine Untersuchung mithilfe von Sozialversicherungsdaten der Jahre 1972 bis 1991 (Gusenleitner et al., 1998) 

kommt zu dem Schluss, dass die Lohnungleichheit (gemessen auf der Ebene der individuellen Arbeitnehmer) in 
Österreich bis 1977 abgenommen hat, und danach stetig gestiegen ist. Dies ist mit der Ansicht, dass ursprünglich 
kommt zu dem Schluss, dass die Lohnungleichheit (gemessen auf der Ebene der individuellen Arbeitnehmer) in 
Österreich bis 1977 abgenommen hat, und danach stetig gestiegen ist. Dies ist mit der Ansicht, dass ursprünglich 
kommt zu dem Schluss, dass die Lohnungleichheit (gemessen auf der Ebene der individuellen Arbeitnehmer) in 

solidarische Lohnpolitik betrieben, aber später aufgegeben wurde, kompatibel.
12 Ein gewisses Ausmaß an Solidarität im Sinn einer Dämpfung der sektoralen Lohnunterschiede soll dadurch erzielt 

werden, dass sich der lohnführende Metallsektor weniger an der Branchenproduktivität, sondern an der (zumeist 
niedrigeren) gesamtwirtschaftlichen Produktivität orientiert (ÖGB, 2003).
werden, dass sich der lohnführende Metallsektor weniger an der Branchenproduktivität, sondern an der (zumeist 
niedrigeren) gesamtwirtschaftlichen Produktivität orientiert (ÖGB, 2003).
werden, dass sich der lohnführende Metallsektor weniger an der Branchenproduktivität, sondern an der (zumeist 
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Da die Lohnsteigerungen nicht uni-
form sind, ist andererseits davon auszu-
gehen, dass die sektoralen Löhne nicht 
ausschließlich vom Abschluss des Lohn-
führers determiniert werden. Es kann 
sich somit lediglich um einen partiellen 
Einfluss des Lohnführers auf die 
 folgenden Kollektivverträge handeln, 
die überdies von sektorspezifischen 
und  allenfalls veränderten makroöko-
nomischen Gegebenheiten beeinflusst 
werden. Deshalb werden in empirischen 
Studien zur Lohnführerschaft Lohn-
regressionen für mögliche Folgesek-
toren durchgeführt, wobei als erklä-
rende Variable – neben anderen – die 
Lohnsteigerungen des potenziellen 
Lohnführers eingehen (so z. B. Smith 
(1996) für eine Studie der britischen 
Chemieindustrie sowie Lindquist und 
Vilhelmsson (2006) für Schweden).

Allerdings gilt es zu beachten, dass 
das bloße Resultat, dass der Koeffizient 
des potenziellen Lohnführers signifikant 
positiv von null verschieden ist, nicht 
als alleiniger Beleg für Lohnführer-
schaft zu dienen vermag. Wegen der 
hohen Korrelation der sektoralen Lohn-
abschlüsse untereinander ist ein solches 
Ergebnis für viele hypothetische „Lohn-
führer“ wahrscheinlich. Zusätzliche 
empirische Analysen sind daher not-
wendig. Lindquist und Vilhelmsson 
(2006) führen Granger-Kausalitätstests 
durch, um festzustellen, ob der öffent-
liche Sektor in Schweden Lohnführer-
eigenschaften besitzt. Smith (1996) 
prüft hingegen die Plausibilität von 
Lohnführerschaft mithilfe von Spezifi-
kationstests verschiedener empirischer 
Modelle.

3.2.3  Für Österreich kann 
 Lohnführerschaft tatsächlich 
empirisch festgestellt werden

In Knell und Stiglbauer (2009) wird 
das Taylor-Modell gestaffelter Lohn-
kontrakte (Taylor, 1980) um soge-
nannte „Referenznormen“ erweitert, die 
einen direkten Einfluss der Löhne 
 anderer Sektoren bei der Lohnbildung 
zulassen. Aus dem Taylor-Modell wird 
eine Schätzgleichung abgeleitet und 
empirisch als Panelregression mit vari-
ablen Koeffizienten umgesetzt. Das 
empirische Modell umfasst 100 Einzel-
zeitreihen aus dem Tariflohnindex für 
einen Zeitraum von 27 Jahren (1980 bis 
2006).

Unter den getesteten Referenz-
normen liefert die Spezifikation mit dem 
Metallarbeiterabschluss als direkten Ein-
flussfaktor („Lohnführerschaftsnorm“) 
auf die sektoralen Kollektivvertrags-
löhne insgesamt die plausibelsten Ergeb-
nisse. Insbesondere zeigt sich, dass der 
lohnführende Metallsektor erheblich 
stärker auf makroökonomische Progno-
sen reagiert als die anderen Sektoren. 
Dieser Befund stützt sich unter anderem 
auf Tests von Parameterrestriktionen, 
wie sie sich aus dem theoretischen 
 Modell ergeben und auf Spezifikations-
tests wie in Smith (1996). Nähere 
 Details zu dieser Studie finden sich im 
Kasten „Empirischer Nachweis von 
Lohnführerschaft“. Dieses Ergebnis 
kann als empirischer Nachweis für das 
Vorliegen von Lohnführerschaft in 
 Österreich angesehen werden.
Vorliegen von Lohnführerschaft in 
 Österreich angesehen werden.
Vorliegen von Lohnführerschaft in 
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Empirischer Nachweis von Lohnführerschaft

Im Folgenden werden die Methodik und die Hauptergebnisse der Forschungsarbeit von Knell 
und Stiglbauer (2009) genauer vorgestellt. Neben Einzelreihen aus dem Tariflohnindex (siehe 
Anhang) wurden für diese Untersuchung makroökonomische Zeitreihen für die Erwartungen 
über Inflation, Arbeitslosigkeit und das reale Wirtschaftswachstum verwendet (in jedem Fall 
basierend auf den Prognosen des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung – WIFO).

Theoretisches Modell
Den Ausgangspunkt der Studie bildet das sogenannte Taylor-Modell, das eine Analyse der 
 Persistenz von Inflation (und anderer makroökonomischer Variablen) ermöglicht, die durch die 
Lohnrigidität bei gestaffelten Lohnverhandlungen mit fixer Kontraktdauer hervorgerufen 
 werden (Taylor, 1980). Die Löhne anderer Sektoren gehen dabei nur in dem Maß in die Lohn-
setzung eines Sektors ein, als sie die erwartete Inflation (und damit den erwarteten Reallohn) 
beeinflussen.

Umfragen unter Managern, Personalchefs und Gewerkschaftsvertretern legen jedoch 
nahe, dass die Löhne von anderen Sektoren oft direkt als Richtschnur („Referenznorm“) für 
Lohnabschlüsse dienen. Daher wird das Taylor-Modell in einer Weise erweitert, die den 
 Einfluss solcher Referenznormen zulässt. Dabei werden verschiedene Arten von Referenz-
normen in Erwägung gezogen. Die beiden wichtigsten Normen sind eine sogenannte „externe 
Referenznorm“, bei der der durchschnittliche Lohnabschluss aller anderen Sektoren (seit der 
letzten eigenen Lohnänderung) als Referenznorm dient. Es ist zu beachten, dass  unter dieser 
Annahme alle Sektoren gleich agieren: Jeder Sektor verwendet die durchschnittliche Lohn-
entwicklung im Rest der Wirtschaft als Bezugspunkt für die eigenen Verhandlungen.

Die zweite wichtige Referenznorm ist eine „Lohnführerschaftsnorm“. Diese ist per defini-
tionem asymmetrisch: Für die Folgesektoren ist der Abschluss des Lohnführers der Bezugs-
punkt, während der Lohnführer selbst keine Referenznorm hat (und nur – wie im ursprüng-
lichen Taylor-Modell – die realwirtschaftlichen Aussichten und Inflationsaussichten in 
 Erwägung zieht). Die Lösung des theoretischen Modells ergibt, dass die Höhe des Persistenz-
parameters von der Ausgestaltung der Referenznorm abhängt. Sie ist im um Referenznormen 
erweiterten Taylor-Modell in jedem Fall höher als im Grundmodell, wobei diese zusätzliche 
Persistenz allerdings im Fall der Lohnführerschaftsnorm beträchtlich niedriger ausfällt als bei 
der externen Referenznorm. Dies ist plausibel, weil der Blick des lohnführenden Sektors in viel 
stärkerem Maß in die Zukunft gerichtet und von vergangenen Lohnabschlüssen unabhängig 
ist. Das System der kollektiven Lohnverhandlungen ist damit viel eher in der Lage, eine makro-
ökonomische „Kursänderung“ (etwa als Reaktion auf einen Schock wie die gegenwärtige 
 Wirtschaftskrise) herbeizuführen.

Empirisches Modell und ökonometrische Schätzungen
In einem weiteren Schritt wird aus dem theoretischen Modell eine Schätzgleichung abgeleitet, 
in der die Lohnänderung eines Sektors vor allem abhängt von
− einer Referenznorm,
− der erwarteten Inflation (abgebildet durch die jeweils aktuelle WIFO-Prognose für das 

 kommende Jahr) und
− der erwarteten realwirtschaftlichen Entwicklung, gemessen am realen Wirtschaftswachstum 

oder der Veränderung der gesamtwirtschaftlichen Arbeitslosenquote (ebenfalls abgebildet 
durch WIFO-Prognosen).

Das theoretische Modell impliziert eine Parameterrestriktion, die für die Beurteilung der  
 Validität der Regressionsergebnisse wichtig ist: Die Summe der Koeffizienten von erwarteter 
Inflation und Referenznorm sollte gleich eins sein.
Bei den Panelregressionen wurde ein Modell mit variablen Koeffizienten herangezogen, da im 
Fall des Vorliegens von Lohnführerschaft unterschiedlich starke sektorale Reaktionen auf die 
erwähnten Einflussfaktoren zu erwarten sind.
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Ergebnisse
Die Regressionen brachten plausible Ergebnisse: Alle drei genannten erklärenden Variablen 
sind wesentliche Determinanten der sektoralen Lohnentwicklung. Der Koeffizient der Referenz-
normen ist dabei im Durchschnitt etwa so groß wie jener der erwarteten Inflation. Auch die 
prognostizierte realwirtschaftliche Entwicklung beeinflusst die Lohnabschlüsse in der zu 
 erwartenden Weise.

Die simple Gegenüberstellung der einzelnen Regressionsergebnisse liefert jedoch noch 
keinen Hinweis darauf, welche der verschiedenen Referenznormen die beste Beschreibung des 
Lohnsetzungsprozesses in Österreich darstellt. Um diese Frage zu klären, wurden drei weitere 
Untersuchungsschritte verwendet. Erstens konnte man aus den Resultaten verschiedener 
 Spezifikationstest („J-tests“, „Nested-tests“) folgern, dass die Lohnführerschaftsnorm der 
 externen Norm eindeutig vorzuziehen ist. Zweitens legen auch weitere Tests auf die erwähnte 
Parameterrestriktion diesen Schluss nahe, der überdies – drittens – durch eine Analyse des 
zeitlichen Musters der geschätzten Koeffizienten über das Kollektivvertragsjahr gestützt wird. 
Der vorliegende Beitrag schließt aus der gesammelten Evidenz, dass Lohnführerschaft 
 tatsächlich ein Charakteristikum der österreichischen Kollektivvertragsverhandlungen ist.

Interessant ist auch die Heterogenität der geschätzten Koeffizienten. Die obige Tabelle 
stellt in der ersten Spalte die Höhe der drei zentralen Einflussfaktoren im Durchschnitt über 
alle Sektoren dar. Eines der interessantesten Ergebnisse aus den Regressionen mit variablen 
Koeffizienten ist der Umstand, dass der lohnführende Sektor (zweite Spalte) weitaus stärker 
auf die erwartete makroökonomische Entwicklung reagiert. Der Koeffizient der prognosti-
zierten Arbeitslosigkeit ist hier fast zehnmal so groß wie im Mittel aller Sektoren (wo sich nur 
eine schwache statistische Signifikanz ergibt). Auch der Koeffizient der prognostizierten Infla-
tion liegt wesentlich über dem Durchschnitt. Dies legt nahe, dass in den Folgesektoren die 
makroökonomischen Aussichten kaum direkt, sondern primär mittelbar über den Abschluss 
des Lohnführers in die Lohnabschlüsse einfließen.

Zu Brandl und Traxler (2008)
Diese empirische Untersuchung stützt sich auf detaillierte Daten zu einzelnen Kollektiv-
vertragsabschlüssen und vergleicht die Periode von 1969 bis 1979 mit jener von 1980 bis 
2004. Mithilfe von einfachen linearen Regressionen finden die Autoren Belege für Lohnführer-
schaft in der zweiten Periode, nicht jedoch in der ersten, was mit der gängigen Charakterisie-
rung der österreichischen Lohnverhandlungen und ihrer Entwicklung konsistent ist.

Gegen die empirische Methode lassen sich einige Einwände vorbringen: (1) Die Schätz-
gleichung ist ad hoc und nicht aus einem theoretischen Modell abgeleitet. (2) Es werden keine

Geschätzte Koeffizienten in der Standardspezifikation

Erklärende Variable Durchschnitt über alle 
Sektoren

Ergebnisse für den 
lohnführenden Sektor 
(Metallarbeiter)

Referenznorm (Lohnführerschaftsnorm)  0,579 x
 (0,017)*** x

Inflation (Prognose)  0,454 1,216
 (0,034)*** (0,094)***

Absolute Veränderung der Arbeitslosenrate (Prognose)  –0,219 –2,092
 (0,100)** (0,331)***

Quelle: Knell und Stiglbauer (2009).

Anmerkung:  Standardabweichungen in Klammern. *** bzw. ** steht für Signif ikanz auf dem 1 %- bzw. 5 %-Niveau. Die Schätzgleichung 
inkludiert auch eine Konstante und Periodendummies.
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4  Lohnsetzung: eine 
 internationale Perspektive

4.1  Österreichische 
 Kollektivverträge weisen im 
internationalen Vergleich einen 
hohen Deckungsgrad und eine 
kurze Laufzeit auf

In internationalen Publikationen wird 
Österreich regelmäßig als das Land mit 
dem höchsten Deckungsgrad angeführt 
– die Ergebnisse von Kollektivvertrags-
verhandlungen sind für beinahe alle 
 Arbeitnehmer gültig (OECD, 2004, 
Tabelle 3.3; Du Caju et al., 2009, 
 Tabelle 1).

Dennoch sind kollektive Lohnver-
handlungen auch in anderen Ländern 
eine wichtige Determinante der Lohn-
entwicklung: Eine Firmenbefragung 
im Rahmen des WDN ergab, dass sich 
die Löhne von Beschäftigten nur ver-
gleichsweise selten ändern, und dass 
der wesentliche Grund dafür das Inkraft-
treten von neuen Kollektivverträgen ist 
(Druant et al., 2009). Dies gilt noch 
mehr in den Ländern des Euroraums, 
weil hier – im Vergleich zu den übrigen 
EU-Mitgliedstaaten – kollektive Lohn-
verhandlungen besonders bedeutsam 
sind.

Mit einer Laufzeit von etwa einem 
Jahr haben Kollektivverträge in Öster-
reich im europäischen Vergleich eine 
eher kurze Laufzeit. In anderen Ländern 
(z. B. Belgien, Irland, Spanien und 
Schweden) sind Kontraktlängen von 
zwei bis drei Jahren üblich (Du Caju et 
al., 2008). Dies verringert in Österreich 
einerseits das Bedürfnis nach Lohn-
indexierung und ermöglicht weiters – 

zusammen mit dem dezentralen Koor-
dinationsinstrument der Lohnführer-
schaft – dass die österreichische Lohn-
entwicklung sich vergleichsweise rasch 
an konjunkturelle Gegebenheiten an-
passen kann und die Reallöhne relativ 
 flexibel sind (Arpaia und Pichelmann, 
2007).

4.2  Auch in anderen Ländern 
 werden die Löhne am häufigsten 
im Jänner angepasst

Dem Umstand, dass kollektivvertrag-
liche Lohnänderungen nicht gleichmäßig 
über das Jahr verteilt sind, sondern in 
bestimmten Monaten gehäuft auftreten, 
wurde bislang in der makro- und 
 arbeitsmarktökonomischen Forschung 
zu wenig Beachtung geschenkt. Die 
jüngste Befragung des WDN zeigt 
(Druant et al., 2009), dass dieses 
 Muster nicht nur ein österreichisches 
Spezifikum ist, sondern ein weitver-
breitetes Phänomen darstellt. In Grafik 4 
werden die typischen Monate von 
Lohnveränderungen in Österreich mit 
werden die typischen Monate von 
Lohnveränderungen in Österreich mit 
werden die typischen Monate von 

einem europäischen Durchschnittswert 
(der sich auf 15 Länder bezieht) 
 kontrastiert. Im Unterschied zu den 
bisher verwendeten Daten basieren 
 diese nicht auf offiziellen Tariflohn-
indexreihen, sondern auf Firmenbe-
fragungen, bei denen der öffentliche 
 Sektor ausgeblendet wurde. Dies erklärt, 
warum bei der Umfrage nur 33 % 
der österreichischen Firmen den Jänner 
als Änderungsmonat nennen (im Ver-
gleich zu 55 % in Tabelle 2). Sieht 
man davon ab, so ist die Korrelation 
der beiden Monatsverteilungen aber 

Prognosedaten verwendet. (3) Die Schätzgleichung enthält gleich zwei realwirtschaftliche 
 Indikatoren (Wirtschaftswachstum und Veränderung der Arbeitslosigkeit). (4) Die Unter-
suchung zieht keine alternativen Referenznormen und allfällige Asymmetrien in Betracht. 
 Darüber hinaus ist festzuhalten, dass – wie ausgeführt – ein positiv signifikanter Koeffizient 
eines potenziell lohnführenden Sektors keine starke empirische Evidenz für Lohnführerschaft 
ist. Der vorliegenden Studie zufolge würde das für die Mehrheit der Sektoren zutreffen.
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sehr hoch (der Rangkorrelationskoeffi-
zient beträgt 0,9 und ist hoch signifi-
kant).

Es zeigt sich, dass auch auf der 
 europäischen Ebene ein hoher Anteil 
(ca. 30 %) an neuen Lohnabschlüssen 
im Jänner in Kraft tritt, wobei dieser 
Prozentsatz für Spanien, Portugal, die 
Niederlande und Ungarn besonders 
hoch ausfällt (um die 50 %). Die große 
Bedeutung der Monate Mai und – ins-
besondere – November ist aber eine Be-
sonderheit des österreichischen  Systems, 
während in manchen anderen Ländern 
gehäufte Abschlüsse im Juli (Belgien, 
Frankreich), März (Portugal), April 
(Tschechische Republik, Irland, Ungarn) 
oder im August (Slowenien) auftreten. 
Möglicherweise benötigt aber ein  System 
der Lohnführerschaft eine längere Zeit-
spanne ohne maßgebliche neue Lohn-
abschlüsse (in Österreich von Mai bis 
spanne ohne maßgebliche neue Lohn-
abschlüsse (in Österreich von Mai bis 
spanne ohne maßgebliche neue Lohn-

November), damit der tonangebende 
Sektor nach der Sommerpause gleichsam 

unbelastet durch vergangene Entwick-
lungen eine neue Leitlinie aushandeln 
kann.

In jedem Fall scheint die Berück-
sichtigung von Asymmetrien in der 
Lohnstaffelung aus wirtschaftspolitischer 
und aus Modellierungssicht geboten zu 
sein, wie in Kapitel 5 noch näher ausge-
führt wird.

4.3  Lohnführerschaft dient häufig als 
Koordinationsmechanismus in 
sektoralen Lohnverhandlungen

Lohnverhandlungssysteme stehen seit 
Längerem im Zentrum des Interesses 
makroökonomischer Forschung, da sie 
nach Meinung vieler eine wesentliche 
Determinante der makroökonomischen 
Performance von Ländern (insbeson-
dere hinsichtlich Arbeitslosigkeit und 
Beschäftigungsgrad) seien. Viele Öko-
dere hinsichtlich Arbeitslosigkeit und 
Beschäftigungsgrad) seien. Viele Öko-
dere hinsichtlich Arbeitslosigkeit und 

nomen sehen Marktmacht aufseiten der 
Arbeitnehmer13 kritisch, da diese im 
Vergleich zu Wettbewerbsmärkten zu 

Lohnänderungsmonate im europäischen Vergleich 

Grafik 4fik 4f

Quelle: WDN Survey, Druant et al. (2009).
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Österreich Durchschnitt über 15 europäische Länder

Anmerkung:  Anteil der befragten Firmen, die angeben, ihre Löhne typischerweise in einem bestimmten Monat zu ändern. Für jene Firmen, die angaben, 
keinem typischen zeitlichen Muster zu folgen, wurde angenommen, dass sich ihre Änderungen wie jene der anderen Firmen über das 
Jahr verteilen. Der (nicht nach Ländergröße gewichtete) Durchschnitt bezieht sich auf folgende Staaten: Belgien, Tschechische Republik, 
Estland, Spanien, Frankreich, Griechenland, Ungarn, Irland, Italien, Litauen, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal und Slowenien. 

13 Der Arbeitgeberseite wird hingegen kaum Aufmerksamkeit geschenkt. Dies erklärt sich wohl daraus, dass es in den 
– die ökonomische Literatur dominierenden – angelsächsischen Ländern eine überwiegend dezentrale Lohn-
fi ndung gibt, wo Löhne entweder individuell oder zwischen einer Gewerkschaft und der Unternehmensleitung 
verhandelt werden. Die Existenz und die Bedeutung von Arbeitgeberverbänden bei Lohnverhandlungen wird aus 
dieser  Perspektive zu wenig beachtet.
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höheren Preisen und geringeren Men-
gen bzw. – im Arbeitsmarktkontext – 
zu überhöhten Löhnen und höherer 
 Arbeitslosigkeit führe. Geht man jedoch 
davon aus, dass Marktimperfektionen 
(wie Informationsasymmetrien etc.) 
allgegenwärtig seien, dann können 
 kollektive Lohnverhandlungen unter 
Umständen das Marktergebnis verbes-
sern (Schettkat, 2003).

Sehr populär ist in diesem Zusam-
menhang die Calmfors-Driffill-Hypo-
these (Calmfors und Driffill, 1988), 
nach der sowohl dezentralisierte als 
auch zentralisierte kollektive Lohn-
verhandlungen zu niedrigerer Arbeits-
losigkeit führen als Lohnverhandlungen 
auf der mittleren (d. h. sektoralen) Ebene. 
In zentralen Lohnfindungssystemen 
würden zwar von den Gewerkschaften 
– aufgrund höherer Marktmacht – 
 höhere Löhne erzielt werden können. 
Gleichzeitig würden die Gewerk-
schaften aber mögliche negative makro-
ökonomische Konsequenzen ihrer Ent-
scheidungen (etwa erhöhte Arbeits-
losigkeit) von Vornherein berück-
sichtigen und daher freiwillig Lohn-
verzicht üben.

Die Calmfors-Driffill-Hypothese 
wurde aus einer Vielzahl von Gründen 
kritisiert. Im vorliegenden Zusammen-
hang ist vor allem die Kritik von 
 Interesse, die von Soskice (1990) vor-
gebracht wurde: Für das Ergebnis von 
Lohnverhandlungen sei weniger die 
formale Ebene relevant, auf der diese 
durchgeführt wurden, sondern ob es 
eine gesamtwirtschaftliche Koordination 
gäbe. Koordination könne auf viele 
 Arten bewerkstelligt werden, sei es 
durch tatsächlich zentralisierte Lohn-
verhandlungen oder durch dezentrale 
Koordination innerhalb von Dachver-
bänden auf Arbeitgeber- und/ oder 
 Arbeitnehmerseite oder durch Lohn-
führerschaft. Aus diesem Grund werden 
Lohnverhandlungssysteme heutzutage 

sowohl hinsichtlich ihres formalen 
 Zentralisierungsgrads als auch durch 
den Grad der Koordination der Ver-
handlungen charakterisiert.

In der gegenwärtigen Klassifikation 
der OECD wird Österreich als ein 

In der gegenwärtigen Klassifikation 
der OECD wird Österreich als ein 

In der gegenwärtigen Klassifikation 

Land mit mittlerer Zentralisation (3 
von 5) und hoher Koordination der 
Lohnverhandlungen (4 von 5) klassi-
fiziert (OECD, 2004, Tabelle 3.5). 
Demnach weisen auch die Lohnver-
handlungen z. B. in Belgien, Finnland, 
Deutschland, Irland, Italien, Japan und 
den Niederlanden einen hohen Grad an 
Koordination auf. In diesen Ländern 
bedient man sich vielfach eines Systems 
der Lohnführerschaft (Traxler, 2005; 
Du Caju et al., 2009) oder aber es 
 besteht ein dreiseitiges System der 
Lohnsetzung, bei der auch die jeweilige 
Regierung involviert ist. Empirische 
Studien, die für eines der  genannten 
Länder einen detaillierten Nachweis 
der Bedeutung von Lohn führerschaft 
versucht hätten, dürften jedoch bislang 
nicht vorliegen.

5  Wirtschaftspolitische 
Implikationen

In der Neu-Keynesianischen Literatur, 
die die makroökonomische Forschung 
der letzten Jahrzehnte beherrscht hat 
(Woodford, 2003; Galí, 2008) spielen 
vertraglich fixierte Preise und Löhne 
eine zentrale Rolle. In den einfachsten 
Modellen dieser Theorieströmung sind 
diese die einzigen vorhandenen Frikti-
onen, die daher auch alleine für reale 
Effekte von Nachfrageschocks und 
Geldpolitik verantwortlich sind. Die 
Wirkungsmechanismen und Implikati-
onen der Modelle hängen allerdings 
entscheidend von den zugrunde liegen-
den Annahmen über die Lohnbildung 
ab. Es ist daher wichtig, sich stärker 
und detaillierter als bisher mit den 
Feinheiten real existierender Lohn-
bildungssysteme auseinanderzusetzen.
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Dies wird in einer Studie von Knell 
(2009) nachgewiesen, in der  gezeigt 
wird, dass Schlussfolgerungen über das 
Ausmaß von Reallohnflexibilität stark 
von Annahmen über institutionelle 
 Details des Lohnsetzungsprozesses be-
einflusst werden. Je nachdem, ob asym-
metrische Lohnstaffelung, die Verwen-
dung indexierter Lohnverträge und die 
Wichtigkeit unterschiedlicher Kontrakt-
längen berücksichtigt werden, ändert 
sich auch die Einschätzung darüber, 
welche Länder man als flexibel oder als 
rigide klassifiziert.

In Knell und Stiglbauer (2009) 
wurde dies für die wichtigen (aber oft-
mals vernachlässigten) Institutionen von 
Lohnstaffelung und Lohnführerschaft 
näher dargestellt. Es zeigt sich, dass 
eine zeitlich konzentrierte Lohnstaffe-
lung (z. B. ein System, in dem die Mehr-
zahl der neuen Abschlüsse im Jänner 
erfolgt) zu einer rascheren Schock-
absorption fähig ist als ein  System, bei 
dem die neuen Abschlüsse gleichmäßig 
über das Jahr verteilt sind. Das ist 
auch intuitiv einleuchtend, weil es in 
solch einem konzentrierten System 
zwar  unterjährig zu geringen Lohn-
änderungen kommt, dafür kann es aber 
um jeden Jahreswechsel eine besser 
 ab gestimmte und koordinierte Neufest-
setzung geben.

In ähnlicher Weise zeigt sich auch, 
dass ein System mit Lohnführerschaft 
notwendige Anpassungsprozesse be-
schleunigen kann. Dies ist in Grafik 5 
veranschaulicht, in der die ideal typische 
Reaktion der allgemeinen Lohnent-
wicklung in Österreich unter der verein-
Reaktion der allgemeinen Lohnent-
wicklung in Österreich unter der verein-
Reaktion der allgemeinen Lohnent-

fachenden Annahme dargestellt wird, 
dass der Abschluss des Lohnführers 
vollkommen imitiert wird. Der Reak-
tionspfad basiert auf den zeitlichen 
 Gewichten, wie sie in Tabelle 2 zu 
 finden sind. Nachdem zuerst in den 
 Perioden –6 bis –1 ein relativ hohes 
Nominallohnwachstum herrschte (4 % 

in der Grafik; die konkreten Zahlen 
dienen nur illustrativen Zwecken), ver-
ringert sich ab Periode 0 das Lohn-
wachstum, nachdem sich der Lohn-
führer mit einem Abschluss von +1 % 
an veränderte makroökonomische Ge-
gebenheiten (etwa an eine deutlich er-
höhte prognostizierte Arbeitslosigkeit 
und/ oder eine niedrigere Inflation) 
angepasst hat.  Gemäß dem zeitlichen 
Muster der Lohnstaffelung passt sich 
mit den  Folgesektoren die allgemeine 
Lohnentwicklung nach unten an, wo-
bei im  Monat 2 (Jänner) die größte 
Veränderung erfolgt. Schon nach sechs 
Monaten ist beinahe der gesamte An-
passungsprozess abgeschlossen.

Wie lange es dauert, bis der be-
schriebene Anpassungsmechanismus in 
Kraft tritt, hängt davon ab, zu welchem 
Zeitpunkt die Veränderung des makro-
ökonomischen Umfelds eintritt. So hat 
sich beispielsweise das Tariflohnwachs-
tum in Österreich trotz der sich massiv 
verschlechternden makroökonomischen 
Prognosen zum Jahreswechsel 2008/ 09 
bis in den Herbst 2009 kaum verän-
dert, da die meisten Kollektivvertrags-
abschlüsse bereits vorlagen.

Abgesehen von der Reaktions-
geschwindigkeit auf makroökonomische 
Schocks hat die zeitliche Struktur von 
Lohnverhandlungen auch eine Bedeu-
tung für die Geldpolitik: Olivei und 
Tenreyro (2007) zeigen für die USA, 
dass die makroökonomischen Wirkungen 
von geldpolitischen Schocks davon 
 abhängen, in welchen Quartalen sie 
 erfolgen und führen dies ebenfalls auf 
eine ungleiche zeitliche Konzentration 
von Lohnänderungen zurück. In einem 
Folgeartikel (Olivei und Tenreyro, 
2008) haben sie diese Analyse auch auf 
Deutschland, Frankreich, das Vereinigte 
Königreich und Japan ausgedehnt, 
 wobei das Hauptergebnis bestätigt wurde.

Institutionelle Details der Lohn-
bildungsprozesse spielen für die makro-
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ökonomische Modellierung, für die 
Anpassung an unvorhergesehene Ent-
wicklungen und für die geld- und 
 fiskalpolitische Ausgestaltung eine ent-
scheidende Rolle. Lohnführerschaft ist 
darin ein wichtiges Element, da sie als 
ein dezentraler makroökonomischer 
Koordinierungsmechanismus betrachtet 
werden kann.

Eine über den Rahmen der vor 
 liegenden Studie hinausgehende inte-
ressante Fragestellung wäre, ob es auch 
grenzüberschreitende Lohnführerschaft 
gibt und inwieweit dies sinnvoll ist. So 
wird beispielsweise manchmal behauptet, 
dass der deutsche Metallsektor eine Art 
Lohnführerschaft für Österreich und 
die Niederlande hat.
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Anhang zu den 
verwendeten Daten
Disaggregierte Rohdaten 
aus dem Tariflohnindex
Die in Knell und Stiglbauer (2009) 
 analysierten Tariflohndaten entstammen 
dem Tariflohnindex mit dem Basisjahr 
1986 (TLI 1986), einem Laspeyres- 
Index der kollektivvertraglichen Min-
destlöhne in Österreich. Dieser wurde 
Index der kollektivvertraglichen Min-
destlöhne in Österreich. Dieser wurde 
Index der kollektivvertraglichen Min-

monatlich von Statistik Austria (für die 
Periode Jänner 1986 bis Dezember 
2006) publiziert.14 Werte für frühere 
Jahre wurden aus der Verkettung mit 
Reihen des TLI 1976 (bis Dezember 
1985) gewonnen.15 Wegen des bereits 
geschilderten Umstands, dass Lohn-
führerschaft in Österreich erst seit dem 
geschilderten Umstands, dass Lohn-
führerschaft in Österreich erst seit dem 
geschilderten Umstands, dass Lohn-

Beginn der 1980er-Jahre existiert, wur-
den aus dem TLI 1976 nur Lohnsteige-
rungen ab dem Jahr 1980 verwendet.

Die Tariflohnindexdaten werden 
und wurden in Österreich meist nur 
aggregiert betrachtet. Die vorliegende 
Untersuchung stützt sich aber auf 
 Einzelreihen, wie sie Statistik Austria 
für den Tariflohnindex 1986 monatlich 
 publizierte. Auf der untersten Ebene 
handelte es sich dabei um 125 monat-
liche Indizes, die in vier Bereichen (Ar-
beiter, Angestellte, Verkehrsbedien-
stete und öffentlich Bedienstete) dar-
gestellt wurden. Die meisten (98 von 
125) dieser Indizes entsprachen  genau 
einem Kollektivvertrag, andere jedoch 

mehreren (bis zu zehn) Kollektivver-
trägen – ein Umstand, der hinsichtlich 
der Interpretation der Indexreihen 
 Probleme aufwarf und mit dazu bei-
trug, dass nicht alle dieser Reihen für 
die vorliegende empirische Analyse 
brauchbar waren.

Insgesamt repräsentieren die 125 
TLI-Einzelreihen 195 zugrunde liegende 
Kollektivverträge (Statistik Austria, 
1988). Diese wiederum repräsentieren 
die Gesamtheit dieser Verträge.

Aufbereitung der Tariflohnreihen

Der aus der Beobachtung der Kollektiv-
vertragsabschlüsse in den letzten Jahren 
gewonnene Eindruck legte nahe, dass 
sich Kollektivvertragslöhne in Öster-
gewonnene Eindruck legte nahe, dass 
sich Kollektivvertragslöhne in Öster-
gewonnene Eindruck legte nahe, dass 

reich etwa einmal jährlich ändern. Für 
jede einzelne Reihe wurde daraufhin 
überprüft, ob und – wenn ja – in wel-
chem Monat sich der Indexwert in 
einem Jahr änderte. Manchmal traf 
dies für mehrere Monate innerhalb 
eines Jahres zu, etwa weil eine Index-
reihe mehrere Kollektivlohnabschlüsse16

betrifft oder aus anderen17 Gründen. 
Sofern dies möglich war, wurde in 
 solchen Fällen entschieden, welche In-
dexänderung die maßgebliche Lohnän-
derung war.

Dies war in der Mehrzahl der Fälle 
möglich: In den empirischen Analysen 
zum Nachweis der Lohnführerschaft 
wurden 100 von 125 Indexreihen ver-

14 Für die Zeit ab 2006 gibt es mittlerweile einen neuen Indikator, den Tarifl ohnindex 2006.
15 Der Tarifl ohnindex 1976 weist eine sehr ähnliche Struktur auf. Für eine ausführlichere Erläuterung zur 

 Konstruktion des Datensatzes siehe Knell und Stiglbauer (2009), Appendix C. Für eine genaue Beschreibung der 
Tarifl ohnindexdaten sei auf Statistik Austria (1978) und Statistik Austria (1988) sowie auf die Kurz fassungen in 
den „Statistischen Nachrichten“ (Nr. 6/1978 und 1/1988) verwiesen.

16 Es kommt nicht nur auf die Anzahl der hinter einer Indexreihe stehenden Kollektivverträge an, sondern auch, ob 
diese synchron sind. So repräsentieren beispielsweise die Reihen „Arbeiter“ („Angestellte“) in der Nahrungs- und 
Genussmittelindustrie 10 (8) verschiedene Kollektivverträge, die offensichtlich asynchrone Laufzeiten haben. 
Hingegen sind die 10 Kollektivverträge, die der Indexreihe „Handelsangestellte“ zugrunde liegen, perfekt 
 synchron.

17 Zu diesen anderen Gründen gehören etwa EDV-technische Rundungsprobleme oder solche, die durch die Euro-
Umstellung hervorgerufen wurden. Im öffentlichen Dienst gab es überdies mehrfach neben der „normalen“ kollek-
tivvertraglichen Erhöhung einen nachträglichen Ausgleich für die tatsächliche Infl ation im Vertragszeitraum 
 (zuletzt im Sommer 2003).
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wendet. Praktisch alle wichtigen Kol-
lektivverträge waren in diesem Sample 
enthalten, das 93,3 % des Gesamtge-
wichts im TLI 1986 repräsentierte.18

Für jede Indexreihe wurden sodann 
festgehalten: (1) Der Monat der Index-
änderung in einem Jahr, (2) die Zeit-

spanne seit der letzten Änderung und 
(3) das relative Wachstum des Index-
werts zwischen dem Monat der aktu-
ellen Änderung und jenem der letzten 
Änderung. Daraus leiten sich die Werte 
ellen Änderung und jenem der letzten 
Änderung. Daraus leiten sich die Werte 
ellen Änderung und jenem der letzten 

für die Lohnsteigerungen und die Lauf-
zeiten der Kollektivverträge ab.

18 Der wichtigste fehlende Bereich ist jener der Nahrungsmittelindustrie (zwei Indexreihen für Arbeiter bzw. Ange-
stellte), da hier zu viele, etwa gleich große Indexänderungen über das Jahr zu verzeichnen sind. Überdies wurden 
Der wichtigste fehlende Bereich ist jener der Nahrungsmittelindustrie (zwei Indexreihen für Arbeiter bzw. Ange-
stellte), da hier zu viele, etwa gleich große Indexänderungen über das Jahr zu verzeichnen sind. Überdies wurden 
Der wichtigste fehlende Bereich ist jener der Nahrungsmittelindustrie (zwei Indexreihen für Arbeiter bzw. Ange-

einige Reihen (insbesondere jene zu den Beschäftigten bei Freiberufl ern, wie etwa Rechtsanwälten, Ärzten etc.) 
stellte), da hier zu viele, etwa gleich große Indexänderungen über das Jahr zu verzeichnen sind. Überdies wurden 
einige Reihen (insbesondere jene zu den Beschäftigten bei Freiberufl ern, wie etwa Rechtsanwälten, Ärzten etc.) 
stellte), da hier zu viele, etwa gleich große Indexänderungen über das Jahr zu verzeichnen sind. Überdies wurden 

nicht ins Sample aufgenommen, weil sie im TLI 1976 nicht repräsentiert waren.
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Die aktuelle Krise breitete sich mit 
dem Bekanntwerden von großen Ver-
lusten bei der IKB Deutsche Industrie-
bank AG im Juli 2007 auf Europa aus. 
Wurde zuerst davon ausgegangen, dass 
sich die Turbulenzen im Wesentlichen 
auf die Finanzmärkte beschränken 
würden, wurden ab Mitte 2007 deut-
liche Rückgänge bei breiteren österrei-
chischen Vertrauensindikatoren erkenn-
bar. Das Wachstum des österrei-
chischen BIP war erstmals im dritten 
Quartal 2008 negativ; dies stellte den 
Beginn einer vier Quartale andau-
ernden Rezession dar.

Die Finanzkrise weitete sich zu
einer globalen Wirtschaftskrise aus und 
erreichte Österreich in erster Linie 
einer globalen Wirtschaftskrise aus und 
erreichte Österreich in erster Linie 
einer globalen Wirtschaftskrise aus und 

durch den Einbruch der Exporte. Die 
österreichischen Exporte verzeichne-
ten einen Rückgang um insgesamt 18 % 
– ebenso wie die österreichische Indus-
trieproduktion. Weiters sanken die
realen Umsätze im Einzelhandel (der 
zeitversetzt reagierte) um rund 6 % 
und das BIP nahm insgesamt um rund 
5 % ab. Derartige Rückgänge in der 

Wertschöpfung einer Volkswirtschaft 
haben massive Auswirkungen auf den 
Arbeitsmarkt: Die Arbeitslosenquote 
stieg von 3,5 % (Mitte 2008) auf 4,8 % 
(Mitte 2009). In diesem Zeitraum 
wurden rund 60.000 Menschen zusätz-
lich arbeitslos. Darüber hinaus wurden 
(auch aufgrund von Kurzarbeitszeitpro-
grammen) um rund 5,5 % weniger
Arbeitsstunden geleistet.

Im vorliegenden Beitrag sollen die 
hier kurz zusammengefassten Makro-
daten zur aktuellen Wirtschaftskrise 
um Mikrodaten aus einer Unterneh-
mensbefragung ergänzt werden. Mit-
hilfe der Auskünfte der befragten Un-
ternehmen wird detailliert dargestellt, 
wie unterschiedliche Branchen von der 
Krise betroffen waren, wie sich die 
Krise für Unternehmen konkret darge-
stellt hat und wie diese schließlich
darauf reagiert haben. Im Jahr 2007, 
vor dem Ausbruch der Krise in Europa, 
wurde eine ähnliche Befragung unter 
österreichischen Unternehmen durch-
geführt, die zum Teil identische Fragen 
enthielt. Sofern die beiden Umfrage-
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runden einen Vergleich zulassen, wird 
dieser zwischen den Antworten der 
Jahre 2007 und 2009 angestellt.

Der vorliegende Beitrag ist wie folgt 
gegliedert: Kapitel 1 erläutert die tech-
nischen Details der Umfrage und Kapi-
tel 2 beleuchtet, welche Bedeutung die 
Krise konkret für die Unternehmen 
hatte. Kapitel 3 beschreibt die Reaktion 
der Unternehmen auf die Krise und 
Kapitel 4 zieht Schlussfolgerungen.

1 Details zur Umfrage

Im Sommer 2009 hat das Österrei-
chische Institut für Wirtschaftsfor-
schung (WIFO) i  m Auftrag der Oester-
reichischen Nationalbank (OeNB) eine 
Unternehmensbefragung durchgeführt, 
bei der 1.538 österreichische Unter-
nehmen kontaktiert wurden. 731 Un-
ternehmen antworteten auf die Um-
frage, was einer Rücklaufquote von 
rund 48 % entspricht. Die Umfrage 
hatte zum Ziel, den gesamten privat-

wirtschaftlichen Bereich der österrei-
chischen Wirtschaft abzudecken und 
umfasst daher Unternehmen aus den 
ÖNACE-Gruppen C bis N.2 Anders 
ausgedrückt ist die Stichprobe für bei-
nahe die gesamte österreichische Pri-
vatwirtschaft repräsentativ, da nur
Unternehmen aus der Land- und Forst-
wirtschaft (A) sowie aus dem Bergbau 
(B) nicht enthalten sind.3

Grafik 1 führt alle von der Umfrage 
erfassten Sektoren an und bildet die 
Anzahl der Unternehmen, die kontak-
tiert wurden (Bruttostichprobe), sowie 
jene, die die Umfrage gültig beantwor-
tet haben (Nettostichprobe), ab. Dabei 
zeigt sich, dass die Rücklaufquoten in 
den Sektoren durchaus unterschiedlich 
waren – sie reichten von rund 20 % bei-
den Energie- und Wasserversorgungs-
unternehmen bis 65 % bei den Finanz-
dienstleistungsunternehmen.

Um die Unzulänglichkeiten des 
Sampling – das heißt, für die unter-

2 Die ÖNACE-Gliederung basiert auf der Definition von 2008.
3 Die in der Umfrage inkludierten Sektoren leisten über 99 % der Bruttowertschöpfung der österreichischen Privat-

wirtschaft.

Rücklaufquote des Fragebogens nach Sektoren gegliedert 

Grafik 1fik 1f

Quelle: OeNB, eigene Berechnungen.
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schiedliche Wahrscheinlichkeit, einen 
Fragebogen zu erhalten sowie diesen zu 
beantworten – zu korrigieren, werden 
Ex-post-Gewichte verwendet. Diese 
werden so gewählt, dass die Verteilung 
in der Nettostichprobe jene der Be-
schäftigten in der österreichischen Wirt-
schaft so eng wie möglich widerspie-
gelt.

Zum Zeitpunkt der Umfrage (zu 
Beginn des dritten Quartals 2009) war 
der Tiefpunkt der Rezession bereits 
überschritten und es gab erste Anzei-
chen einer Verbesserung. So begannen 
die Vertrauensindikatoren im zweiten 
Quartal 2009 wieder zu steigen und 
der ATX legte im ersten Halbjahr
2009 um rund 20 % zu. Die Unsicher-
heit über die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung war jedoch weiterhin 
groß. Die Prognosen für 2010 schwank-
ten zwischen Stagnation und einer wei-
teren Schrumpfung des österreichi-
schen BIP und es wurden Inflations-
raten um jeweils 1 % für die Jahre 2010 
bzw. 2011 erwartet.

2  Bedeutung der Krise
für Unternehmen

Bereits die in der Einleitung beschrie-
benen Makrodaten zeigen, dass sich die 
Krise nicht auf alle Wirtschaftsbereiche 

gleichermaßen ausgewirkt hat. Dem-
nach wurden Industrieunternehmen 
deutlich stärker getroffen als z. B. der 
Einzelhandel. Dies wird in Abschnitt 
2.1 näher beleuchtet. Darüber hinaus 
wird der Frage nachgegangen, was die 
Krise für österreichische Unternehmen 
konkret bedeutet hat.

2.1  Krise traf die Sachgüter-
erzeugung besonders stark

Die erste Frage im Rahmen dieser Um-
frage behandelt die Auswirkung der
aktuellen Wirtschaftskrise auf den 
Umsatz des jeweiligen Unternehmens, 
wobei zwischen sechs Antwortkate-
gorien gewählt werden konnte: Der 
Umsatz ist (1) gestiegen, (2) unverän-
dert geblieben, (3) geringfügig gefal-
len, (4) etwas gefallen, (5) stark gefal-
len bzw. (6) sehr stark gefallen.

Tabelle 1 fasst die Antworten zu-
sammen und zeigt, dass rund drei
Viertel der österreichischen Unterneh-
men sinkende Umsätze durch die
Wirtschaftskrise zu verzeichnen hat-
ten. Dabei sind die Umsätze von rund 
20 % der Unternehmen stark gefallen, 
rund 6 % sprechen sogar von sehr
stark gesunkenen Umsätzen. Betrach-
tet nach Wirtschaftsbereichen bestäti-
gen die Umfragedaten die sich in den

Tabelle 1

Veränderung des Umsatzes in der Wirtschaftskrise

Insgesamt Sachgüter-
erzeugung

Energie-
und
Wasser-
versorgung

Bau-
gewerbe

Handel Finanz-
dienst-
leistungen

Sonstige 
Dienst-
leistungen

in %

Gestiegen 5,48 3,70 0,00 1,42 9,92 4,97 5,51
Unverändert 21,08 16,78 0,00 32,98 23,18 13,44 22,01
Geringfügig gefallen 20,45 14,62 32,22 27,49 22,26 16,24 22,53
Etwas gefallen 27,51 21,50 50,83 31,81 26,24 51,42 27,67
Stark gefallen 19,22 30,72 16,94 3,52 13,99 13,92 18,24
Sehr stark gefallen 6,26 12,68 0,00 2,78 4,41 0,00 4,04

Exportorientiertheit 31,18 53,84 17,64 1,95 18,55 26,05 22,13

Quelle: OeNB, eigene Berechnungen. 

Anmerkung: Exportorientiertheit ist def iniert als der durchschnittliche Anteil des Umsatzes einer Branche, der durch Exporte generiert wird. 
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Makrodaten abzeichnenden Tendenzen. 
Tatsächlich gingen die Umsätze in der 
Sachgüterproduktion deutlich stärker 
zurück als in anderen Branchen. Wäh-
rend rund 43 % der Unternehmen in 
der Sachgütererzeugung angeben, dass 
ihr Umsatz stark bzw. sehr stark gefal-
len ist, bewegen sich diese Anteile in 
den anderen Wirtschaftsbereichen
zwischen 15 % und 20 %. Am anderen 
Ende des Spektrums findet sich die 
Bauwirtschaft, in der nur rund 6 %
der Firmen mit starken bzw. sehr 
starken Umsatzrückgängen zu kämpfen 
hatten.

Der starke Umsatzeinbruch in der 
Sachgüterproduktion lässt sich vor 
allem durch deren ausgeprägte Export-
orientiertheit erklären. Wie die letzte 
Zeile in Tabelle 1 zeigt, entsteht mehr 
als die Hälfte der Umsätze in dieser 
Branche durch Exporte, die in der 
Krise dramatisch eingebrochen sind. 
Dementsprechend erklärt sich auch die 
relativ geringe Beeinträchtigung des 
Baugewerbes durch die Krise. In der 
Bauwirtschaft spielen Exporte keine 
Rolle. Weiters haben Bauprojekte sehr 
lange Vorlaufzeiten, die eine Reaktion 
in dieser Branche verzögern. Schließ-
lich ist die Krisenresistenz in der Bau-
wirtschaft auch Ausdruck des fiskal-
politischen Konjunkturpakets, das für 
das  Jahr 2009 Infrastrukturinvesti-
tionen im Ausmaß von rund 1,5 Mrd 
EUR (Breuss et al., 2009) vorsah.

Neben der Aufspaltung in unter-
schiedliche Wirtschaftsbereiche kön-
nen die vorliegenden Daten auch nach 
der Unternehmensgröße differenziert 
werden. Dabei wird zwischen kleinen 
Unternehmen (bis 2 Mio EUR Um-
satz), mittelgroßen Unternehmen (zwi-
schen 2 und 10 Mio EUR Umsatz), 
großen Unternehmen (zwischen 10 und 
40 Mio EUR Umsatz) sowie sehr großen 
Unternehmen (Umsatz über 40 Mio 
EUR) unterschieden. Wie Tabelle 2 
zeigt, sind große Unternehmen stärker 
von der Krise betroffen als kleine. 
Während rund 13 % der kleinen Un-
ternehmen einen starken bzw. sehr 
starken Umsatzrückgang erfuhren, 
steigt dieser Anteil mit der Größe der 
Unternehmen kontinuierlich an und 
beträgt bei sehr großen Unternehmen 
rund 37 %.

Zum Teil spiegelt diese Information 
jedoch die Größenstruktur der Wirt-
schaftsbereiche wider. In der stark kri-
sengeschwächten Sachgütererzeugung 
findet sich ein besonders hoher Anteil 
an sehr großen Unternehmen.

2.2  Nachfragerückgang stellte das 
größte Problem dar

Da eine Wirtschaftskrise für einzelne 
Unternehmen unterschiedliche Bedeu-
tung haben kann, sollen im Folgenden 
die verschiedenen Facetten einer Re-
zession beleuchtet werden. So kann 
eine Rezession beispielsweise dazu füh-

Tabelle 2

Veränderung des Umsatzes nach Größe der Unternehmen

Klein Mittel Groß Sehr groß

in %

Gestiegen 8,27 7,17 4,43 3,15
Unverändert 28,32 25,46 17,71 17,70
Geringfügig gefallen 22,98 18,29 24,98 17,68
Etwas gefallen 27,00 27,72 30,70 24,92
Stark gefallen 10,34 17,22 17,91 25,72
Sehr stark gefallen 3,09 4,14 4,28 10,83

Quelle: OeNB, eigene Berechnungen. 
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ren, dass die Nachfrage einbricht (1), 
sie kann aber auch bedeuten, dass die 
Finanzierung für das Unternehmen nur 
mehr eingeschränkt zur Verfügung 
steht (2). Weiters können Kunden zah-
lungsunfähig werden, wodurch der 
Cashflow des Unternehmens nicht 
mehr gesichert ist (3) oder es kann zu 
Lieferschwierigkeiten seitens der Zulie-
ferfirmen kommen (4). Die Respon-
denten wurden gebeten, zu jedem ein-
zelnen Aspekt anzugeben, ob er „sehr 
stark“, „stark“, „etwas“ oder „gar nicht“ 
auf die jeweilige Situation zutrifft.

Die in Tabelle 3 zusammengefassten 
Antworten zeigen, dass für viele Fir-
men der Nachfragerückgang das größte 
Problem darstellte. Rund 30 % der
österreichischen Unternehmen waren 
sehr stark bzw. stark von einem Rück-
gang der Nachfrage betroffen. Nach 
Branchen betrachtet, zeigt sich, dass 
abermals die Sachgütererzeugung den 
größten Nachfragerückgang erlitten 
hatte. Rund 45 % der Unternehmen ge-
ben an, sehr stark bzw. stark vom Ein-
bruch der Nachfrage betroffen gewesen 
zu sein. Demgegenüber ist der Nach-
fragerückgang im Baugewerbe eher 
mild ausgefallen, hier geben nur rund 
10 % der befragten Firmen an, sehr 
stark bzw. stark darunter gelitten zu 
haben. Insgesamt passt dieses Bild gut 
zum beschriebenen Umsatzrückgang 
dieser Branchen.

Während rund 60 % der österrei-
chischen Unternehmen krisenbedingt 

keine Probleme bei der Finanzierung  
erfahren haben, geben rund 16 % der 
befragten Unternehmen an, mit großen 
bzw. sehr großen Schwierigkeiten bei 
der Finanzierung konfrontiert gewesen 
zu sein. Auf den ersten Blick scheint 
dieses Problem für sämtliche Branchen 
und auch für unterschiedliche Unter-
nehmensgrößen in gleichem Maß
gegolten zu haben. Chi-Quadrat-Tests, 
die Unabhängigkeit zwischen Unter-
nehmensgröße und Grad an Finan-
zierungsschwierigkeiten unterstellen, 
können diese Hypothese nicht verwer-
fen. Dabei ist allerdings zu beachten, 
dass große Unternehmen (v. a. aus der 
Sachgütererzeugung) besonders stark 
von der Krise getroffen wurden. Eine 
Betrachtung, die die Krisenbetroffen-
heit nicht berücksichtigt, ist daher ver-
zerrt.

Um diesen potenziellen Fehler in 
den Griff zu bekommen, stellt Grafik 2 
das Ausmaß an Finanzierungsschwie-
rigkeiten getrennt nach Unternehmens-
größe und Krisenbetroffenheit dar. Die 
Variable „Größe“ definiert kleine Un-
ternehmen (bis 2 Mio EUR Umsatz), 
mittelgroße Unternehmen (zwischen 2 
und 10 Mio EUR Umsatz), große Un-
ternehmen (zwischen 10 und 40 Mio 
EUR Umsatz) sowie sehr große Unter-
nehmen (Umsatz über 40 Mio EUR). 
Die Variable „Krisenbetroffenheit“ teilt 
die Aussagen der Unternehmen zur 
Umsatzentwicklung in drei Gruppen: 
Jene, deren Umsatz nicht gesunken ist, 

Tabelle 3

Unterschiedliche Aspekte der Wirtschaftskrise

Sehr stark Stark Etwas Gar nicht

in %

Rückgang der Nachfrage 8,49 20,46 45,03 26,02
Schwierigkeiten bei der Finanzierung 4,32 12,17 25,30 58,21
Zahlungsschwierigkeiten seitens der Kunden 3,50 15,70 54,34 26,46
Lieferschwierigkeiten seitens der Lieferanten 0,40 1,59 23,36 74,65

Quelle: OeNB, eigene Berechnungen. 
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jene, die einen geringen Umsatzrück-
gang verzeichneten, sowie jene, die 
starke bzw. sehr starke Umsatzrück-
gänge erlitten. Die vertikale Achse in 
Grafik 2 gibt den Anteil der Unterneh-
men in jeder Gruppe wieder, der mit 
starken bzw. sehr starken Finanzie-
rungsproblemen konfrontiert war.

Grafik 2 zeigt zwei Phänomene.
Einerseits veranschaulicht sie, dass in-
nerhalb jeder Größenklasse verstärkt 
jene Unternehmen Finanzierungs-
schwierigkeiten hatten, die mit starken 
Umsatzrückgängen konfrontiert waren. 
Andererseits zeigt sich auch ein Gefälle 
von links nach rechts. Kleine Unter-
nehmen haben – abgesehen davon wie 
stark sie von der Krise betroffen waren – 
eher mit Finanzierungsschwierigkeiten 
zu kämpfen als große Unternehmen.  
Mehr als 40 % aller kleinen Unterneh-
men, die starke Umsatzrückgänge zu 
verzeichnen hatten, hatten große Finan-
zierungsprobleme, während dieser An-
teil bei großen Firmen nur halb so groß 
ist.

In der Folge soll die statistische
Signifikanz dieser Unterschiede analy-
siert werden. Dazu wird ein Logit-
Modell definiert, das den Grad an
Finanzierungsschwierigkeiten in zwei 
Gruppen teilt. Jene Unternehmen, die 
von starken bzw. sehr starken Finanzie-
rungsschwierigkeiten berichten, wer-
den mit 1 codiert, die weniger stark 
bzw. nicht Betroffenen mit 0. Diese 
zwei möglichen Zustände werden in 
dem Modell durch die Unternehmens-
größe, die Krisenbetroffenheit sowie 
die Branche, in der das Unternehmen 
tätig ist, erklärt. Die Variablen sind
definiert wie in Grafik 2 und die zu-
sätzliche Variable „Branche“ unterschei-
det zwischen der Industrie auf der
einen Seite sowie dem Handel, den
Finanzdienstleistern und sonstigen 
Dienstleistern auf der anderen Seite. 
Die Variable „Branche“ wird hinzuge-
fügt, um sämtliche unbeobachtete
Effekte, z. B. die Kapitalintensität eines 
Unternehmens, die mit der Branche 
korreliert sind, einzufangen. Grafik 3 

Finanzierungsschwierigkeiten nach Unternehmensgröße und Umsatzrückgang

Grafik 2fik 2f

Quelle: OeNB, eigene Berechnungen. 
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fasst das Ergebnis der Logit-Schätzung 
zusammen und gibt nicht die Koeffi-
zienten, sondern aufgrund der leichte-
ren Interpretierbarkeit die Odds Ratios 
an. Eine Odds Ratio von 1 bedeutet, 
dass die Wahrscheinlichkeit, auf Finan-
zierungsschwierigkeiten zu stoßen, in 
beiden Gruppen gleich hoch ist, wäh-
rend eine Odds Ratio größer als 1 zeigt, 
dass die Wahrscheinlichkeit höher ist. 

Die in Grafik 3 dargestellten Ergeb-
nisse bestätigen das zuvor beschriebene 
Bild: Sowohl die Firmengröße als auch 
die Stärke des Umsatzrückgangs spie-
len eine statistisch signifikante Rolle 
für die Finanzierungsschwierigkeiten 
eines Unternehmens. Grafik 3 zeigt, 
dass Unternehmen, die stärker von der 
Krise betroffen sind, eine größere 
Wahrscheinlichkeit haben Schwierig-
keiten bei der Finanzierung zu bekom-
men. So hat ein Unternehmen mit 
(sehr) starkem Umsatzrückgang eine 
mehr als drei Mal so hohe Wahrschein-
lichkeit auf Finanzierungsschwierig-
keiten zu stoßen als ein Unternehmen 
ohne Umsatzrückgang. Ähnlich stellt 
sich das Bild in Bezug auf die Unter-
nehmensgröße dar: Mittelgroße, große 
und sehr große Firmen haben eine

sig nifikant kleinere Wahrscheinlichkeit 
Finanzierungsprobleme zu bekommen 
als kleine Unternehmen. Beispielsweise 
beträgt die Wahrscheinlichkeit von Finan-
zierungsschwierigkeiten – bei gleich 
hohem Umsatzrückgang – für sehr 
große Unternehmen nur rund ein Vier-
tel jener von kleinen Unternehmen. 

Dieses Ergebnis kann als Hinweis 
auf einen Kreditkanal in Österreich in-

Dieses Ergebnis kann als Hinweis 
auf einen Kreditkanal in Österreich in-

Dieses Ergebnis kann als Hinweis 

terpretiert werden. Das bedeutet, dass 
in der Krise nicht nur die Nachfrage 
nach Krediten zurückgeht, sondern 
dass es auch einen restriktiven Effekt 
seitens des Kreditangebots gibt. Die
Literatur zum Kreditkanal (Bernanke 
und Gertler, 1989, 1995) deutet auf
einen Zusammenhang zwischen Unter-
nehmensgröße und Finanzierungsschwie-
rigkeiten hin, wobei dieser mit einem 
höheren Selbstfinanzierungsgrad gro-
ßer Unternehmen sowie deren besserer 
Ausstattung mit Sicherheiten erklärt 
wird. Beide Argumente reduzieren die 
Überwachungskosten des Gläubigers 
wird. Beide Argumente reduzieren die 
Überwachungskosten des Gläubigers 
wird. Beide Argumente reduzieren die 

und verringern damit die externe
Finanzierungsprämie großer Unter-
nehmen. Diese Prämie sollte demzu-
folge im Konjunkturzyklus geringeren 
Schwankungen ausgesetzt sein. Exis-

Logit-Schätzung zu Einflussfaktoren auf Finanzierungsschwierigkeiten

Grafik 3fik 3f

Quelle: OeNB, eigene Berechnungen.
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tiert ein Übertragungskanal über die 
Bonität der Unternehmen, so werden 
Konjunkturschwankungen durch den 
Akzeleratoreffekt, der vor allem über 
kleine Unternehmen wirkt, verstärkt.

In ähnlichem Ausmaß wie durch
Finanzierungsschwierigkeiten wurden 
die Firmen auch von Zahlungsschwie-
rigkeiten seitens der Kunden getroffen. 
Rund 20 % der österreichischen Unter-
nehmen erlitten Rückgänge im Cash-
flow, weil Kunden nicht bezahlten. Da-
bei finden sich ebenfalls gewisse Unter-
schiede zwischen den Branchen. 30 % 
der Unternehmen im Großhandel hat-
ten mit derartigen Schwierigkeiten zu 
kämpfen. Anders hingegen erging es 
den Finanzdienstleistern, die nach eige-
nen Angaben am geringsten von Zah-
lungsausfällen ihrer Kunden betroffen 
waren. Nur rund 10 % der Firmen in 
dieser Branche waren sehr stark bzw. 
stark mit Ausfällen konfrontiert.

Lieferschwierigkeiten scheinen keine 
wichtige Facette der aktuellen Wirt-
schaftskrise darzustellen. Nur rund 
2 % der befragten Unternehmen be-
richten von Ausfällen bei Zuliefer-
unternehmen im Zuge der Rezession.

3  Unternehmen reagierten mit 
Kostensenkungen

Da sich die Wirtschaftskrise für die 
meisten Unternehmen in einem Rück-
gang der Nachfrage ausdrückte, wurde 
in der Folge gefragt, wie sie auf diesen 
Nachfrageschock reagierten. Ähnlich 
in der Folge gefragt, wie sie auf diesen 
Nachfrageschock reagierten. Ähnlich 
in der Folge gefragt, wie sie auf diesen 

wie bei der vorherigen Frage wurden 
die Unternehmen gebeten, zu fünf
unterschiedlichen Reaktionsmöglich-
keiten anzugeben, ob diese in ihrer
Situation eine „sehr relevante“, eine 
„relevante“, eine „kaum relevante“ bzw. 
eine „nicht relevante“ Maßnahme dar-
stellen. Wurden die Maßnahmen als 
„sehr relevant“ bzw. „relevant“ einge-
stuft, so wird dies als Zustimmung zu 
dieser Maßnahme, die in Prozent zu

allen gültigen Antworten angegeben 
wird, gewertet.

Tabelle 4 zeigt, dass rund 83 % der 
Unternehmen Kostensenkungen als 
eine „sehr relevante“ bzw. „relevante“ 
Maßnahme in ihrer Situation erachte-
ten. Damit ist die Reduktion der Kos-
ten die weitaus wichtigste Art, wie Un-
ternehmen auf die Krise reagieren. Mit 
einer Zustimmung von jeweils rund 
40 % deutlich weniger wichtig sind un-
veränderte Preise, die Reduktion der 
Gewinnspanne sowie Produktionssen-
kungen. Preissenkungen wurden nur 
von rund 23 % der Firmen als relevante 
Maßnahme erachtet.

Im Herbst 2007 – bevor die Krise 
für die Unternehmen spürbar wurde – 
wurde eine ähnliche Unternehmens-
umfrage durchgeführt, die eine iden-
tische Frage enthielt. Der einzige Un-
terschied zwischen den beiden Fragen 
besteht darin, dass im Jahr 2007 nach 
einem hypothetischen Nachfragerück-
gang gefragt wurde, während in der 
Umfrage 2009 die aktuelle Wirt-
schaftskrise als Referenz herangezogen 
wurde. 322 Firmen beantworteten 
beide Fragebögen und ermöglichen
damit einen Vergleich ihrer Vorgehens-
weisen. Dabei zeigt sich im Aggregat 
ein sehr ähnliches Muster: Kostenein-
sparungen sind bei weitem die wich-
tigste Maßnahme, während Preissen-
kungen in beiden Umfragen keine 
große Zustimmung finden. Die ande-

Tabelle 4

Reaktionen der Firmen auf den
Nachfragerückgang

Mögliche Strategie Zustimmung in %

Kostensenkung 82,95
Unveränderte Preise 43,43
Reduktion der Gewinnspanne 41,34
Produktionssenkung 39,47
Preisreduktion 22,66

Quelle: OeNB, eigene Berechnungen. 
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ren Maßnahmen befinden sich mit
einer Zustimmung von 40 % bis 50 % 
im Mittelfeld.

3.1  Gespart wurde vo  r allem
bei den Lohnkosten

Jene rund 80 % der Firmen, für die
Kostenreduktionen eine „sehr rele-
vante“ bzw. „relevante“ Maßnahme in 
Reaktion auf einen Nachfrageschock 
darstellen, wurden weiters gefragt, auf 
welche Weise sie diese Kosten einspa-
ren.

Den Firmen wurden sechs Antwort-
alternativen vorgeschlagen, wobei sich 
fünf davon auf Lohnkosten konzentrie-
ren und eine Alternative den Sammel-
begriff Nichtlohnkosten abdeckt. Als 
Einsparungsmöglichkeiten bei den 
Lohnkosten wurden die Verringerung 
von flexiblen Lohn- und Gehaltsbe-
standteilen (1), die Kürzung von 
Grundlöhnen bzw. -gehältern (2), die 
Reduktion von Arbeitszeit (3), die Be-
endigung von befristeten Arbeitsver-
trägen (4) sowie die Kündigung von 
Teilen der Stammbelegschaft (5) vorge-
schlagen. Dabei wurden die Respon-
denten gebeten, nur die wichtigste Art 
der Kosteneinsparung zu nennen.

Tabelle 5 enthält nicht nur die Zu-
sammenfassung der Antworten auf den 
Fragebogen des Jahres 2009, sondern 
auch jene aus der vor zwei Jahren 

durchgeführten Umfrage. Dabei bezie-
hen sich die Ergebnisse nicht auf das ge-
samte zur Verfügung stehende Sample, 
sondern nur auf jene Unternehmen, die 
diese Frage in beiden Umfragerunden 
beantwortet haben. 

In der derzeitigen Situation zeigt 
sich, dass rund 70 % der Unternehmen 
hauptsächlich bei den Lohnkosten spa-
ren, während 30 % die Nichtlohn-
kosten reduzieren. Jene Unternehmen, 
die hauptsächlich Lohnkosten senken, 
tun dies durch Arbeitszeitverkür-
zungen (rund 32 % der Unternehmen) 
oder durch die Reduktion von flexiblen 
Lohn- bzw. Gehaltsbestandteilen (rund 
17 % der Unternehmen). Jeweils rund 
10 % der Unternehmen sparen Lohn-
kosten hauptsächlich durch die Kündi-
gung von befristeten bzw. unbefris-
teten Arbeitskräften. Weniger als 1 % 
der Unternehmen reduziert die Lohn-
kosten hauptsächlich durch die Kür-
zung der Grundlöhne bzw. -gehälter.

Ein Vergleich der beiden Umfrage-
runden zeigt eine deutliche Verschie-
bung in Richtung Einsparungen bei den 
Lohnkosten. Als die Unternehmen vor 
zwei Jahren die Frage im Hinblick auf 
einen hypothetischen Nachfragerück-
gang beantwortet haben, gaben rund 
50 % der Unternehmen an, dass sie 
hauptsächlich Lohnkosten reduzieren 
würden, während es aktuell 70 % sind. 

Tabelle 5

Kostensenkungsstrategien und ihre Relevanz

Mögliche Strategie Antworten 

2007 2009

Zustimmung in %

Wir kürzen Nichtlohnkosten 49,81 29,71
Wir kürzen die Arbeitszeit 21,51 32,22
Wir reduzieren flexible Lohn-/Gehaltsbestandteile 10,94 17,15
Wir kündigen Teile der Stammbelegschaft 12,08 11,72
Wir verlängern befristete Arbeitsverhältnisse nicht 5,66 8,37
Wir senken Grundlöhne/-gehälter 0,00 0,84

Quelle: OeNB, eigene Berechnungen. 
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Der Vergleich der Reaktionen auf einen
hypothetischen Nachfragerückgang und 
die aktuelle Krise zeigt, dass derzeit 
vermehrt mittels Arbeitszeitverkür-
zungen und flexibler Lohn- und Ge-
haltsbestandteile gespart wird. In Be-
zug auf Kündigungen der Belegschaft 
sowie Kürzungen der Grundlöhne
zeigen sich keine derartig deutlichen 
Unterschiede.

Eine weitere Frage, die sich unmit-
telbar daran anschließt, ist: Sparen Un-
ternehmen, die unterschiedlich von der 
Krise getroffen wurden, auf unter-
schiedliche Weise? Wie Grafik 4 dar-
stellt, zeichnet sich hier tatsächlich ein 
gewisses Muster ab. So zeigt sich, dass 
Unternehmen, die einen geringen Um-
satzrückgang zu verzeichnen hatten, 
mit den Antworten aus dem Jahr 2007 
die größte Übereinstimmung aufwei-
sen. Das legt den Schluss nahe, dass die 
Unternehmen bei der Frage nach einem 
hypothetischen Nachfrageschock von 
einem mäßigen Rückgang ausgegangen 
sind, was zur Erklärung des Unter-
schieds zur aktuellen Umfrage beiträgt.

Weiters zeigt Grafik 4, dass die
Reduktion von Nichtlohnkosten und 
flexiblen Lohn- und Gehaltsbestandtei-
len tendenziell von Firmen gewählt 
wird, die nicht oder nur geringfügig 
von der Krise getroffen wurden, wäh-
rend Firmen, die deutlich krisenge-
schwächt sind, tendenziell durch Kün-
digungen der Stammbelegschaft bzw. 
durch Senkung der Grundlöhne und 
-gehälter Kosten sparen.

Der deutlichste Unterschied zwi-
schen der Art Kosten einzusparen und 
dem Grad des Umsatzrückgangs zeigt 
sich bei Kündigungen der Stammbeleg-
schaft. Während weniger als 10 % der 
Firmen, die keine oder nur gering-
fügige Umsatzrückgänge zu verzeich-
nen hatten, angeben, die Kosten durch 
Kündigungen der Stammbelegschaft zu 
senken, sprechen über 30 % der stark 

krisengeschwächten Firmen Kündi-
gungen aus. Damit sind für Unterneh-
men, die starke bzw. sehr starke Um-
satzrückgänge zu verzeichnen hatten, 
Kündigungen die wichtigste Art Kosten 
zu senken, gefolgt von Arbeitszeitkür-
zungen. Das heißt, bei signifikanten 
Umsatzeinbußen senken die Unterneh-
men ihre Kosten vor allem durch
die Reduktion des Arbeitsinputs und
kündigen daher ihre Mitarbeiter bzw. 
kürzen die Arbeitszeit.

Das Muster, das sich bereits bei der 
letzten Umfrage abzeichnete, dass 
Lohnkosten auf verschiedene Arten ge-
senkt werden – auch durch die Kündi-
gung von Mitarbeitern – aber fast nie 
durch die Senkung der Grundlöhne, 
besteht auch in der aktuellen Wirt-
schaftskrise, wenn auch nicht so absolut 
wie im Jahr 2007. Fünf der insgesamt 
514 Unternehmen, die in der aktuellen 
Befragung Angaben zu dieser Frage 
machten, haben die Kosten des Unter-
nehmens hauptsächlich durch die Sen-
kung der Grundlöhne reduziert.

Wie Kwapil (2009) beschreibt, 
scheint das Tabu Grundlöhne mehrere 
Erklärungen zu haben, die man grob in 
zwei Gruppen teilen kann. Einerseits 
die Angst der Unternehmer vor Ein-
bußen in der Motivation der Arbeit-
nehmer und damit in der Produktivität 
des Unternehmens (Effizienzlohntheo-
rien) und andererseits arbeitsmarktpo-
litische Rahmenbedingungen, wie z. B. 
Kollektivverträge oder die Notwendig-
keit der Zustimmung des Betriebsrats, 
die Lohn- und Gehaltssenkungen deut-
lich erschweren. Fabiani et al. (2010) 
bestätigen die Relevanz der genannten 
Ursachen für sämtliche Länder des
Euroraums. Sie zeigen jedoch einen 
deutlichen Unterschied zwischen Euro-
raum-Ländern und den 2004 und 2007 
beigetretenen EU-Mitgliedstaaten auf. 
Sowohl Fabiani et al. (2010) als auch 
Babecký et al. (2009) stellen fest, dass 
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in Ungarn, Estland, Lettland, der 
Tschechischen Republik sowie in Polen 
arb eitsmarkt politische Rahmenbedin-
gungen deutlich weniger wichtig für 
Lohnrigiditäten sind, als in Euroraum-
Ländern. Messina und Rõõm (2009) 
argumentieren darüber hinaus, dass in 
Krisenzeiten derartige Rahmenbedin-
gungen (wie Kollektivverträge oder die 
Rolle der Betriebsräte) an Bedeutung 
für Lohnrigiditäten gewinnen, wäh-
rend Effizienzlohnüberlegungen eine 
geringere Rolle spielen dürften.

3.2  Nulllohnrunden und Lohn-
kürzungen vor allem bei krisen-
geschwächten Unternehmen

Grafik 4 zeigt weiters, dass nur Unter-
nehmen, die Umsatzrückgänge ver-
zeichnet haben, Kosten hauptsächlich 
über die Kürzung der Grundlöhne ein-
sparen. Dieses Verhalten bestätigt die 
These von Blinder und Choi (1990), 
dass Fairness eine wichtige Rolle bei 
Lohnkürzungen zukommt. Ob Lohn-
kürzungen negative Auswirkungen auf 
den Arbeitseinsatz und die Motivation 
der Mitarbeiter haben, hängt vorwie-
gend davon ab, wie sie gerechtfertigt 

werden. Blinder und Choi (1990) füh-
ren an, dass Lohnkürzungen, die hel-
fen, das Weiterbestehen der Firma zu 
sichern, eher als gerechtfertigt angese-
hen werden, während Lohnkürzungen, 
die der Steigerung des Profits dienen, 
als unfair betrachtet werden. Es ist
daher vorstellbar, dass Fairnessüber-
legungen tatsächlich eine Rolle in der 
aktuellen Krise gespielt haben.

Da die in Grafik 4 zusammenge-
fassten Antworten nur die jeweils wich-
tigste Art des Unternehmens, Kosten 
zu sparen, wiedergeben und damit et-
waige Lohnkürzungen oder Nulllohn-
runden nicht beinhalten, wenn sie die 
zweitwichtigste Art der Kosteneinspa-
rung darstellten, wurde in Bezug auf 
Einsparungen bei Grundlöhnen eine 
weitere, detailliertere Frage ange-
schlossen. Jedes Unternehmen wurde 
gefragt, ob es aufgrund der Krise plant 
oder bereits dazu gezwungen war, die 
Löhne zu kürzen bzw. Nulllohnrunden 
zu verhandeln. Tabelle 6 fasst nicht nur 
die Antworten der Umfrage 2009, son-
dern auch jene der Umfrage 2007, die 
jedoch nicht so detailliert vorliegen, 
zusammen.

Art der Kostensenkung nach Stärke des Umsatzrückgangs

Grafik 4fik 4f

Quelle: OeNB, eigene Berechnungen. 
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von der Krise getroffen wurde, sind in 
diesem Sektor dementsprechend die 
meisten Nulllohnrunden bzw. Lohn-
kürzungen zu finden.

In einer Zusatzfrage geben rund 
10 % der befragten Firmen an, dass sie 
die Grundlöhne nicht senken, weil die 
Löhne auf dem kollektivvertraglich 
festgelegten Mindestniveau liegen. Das 
heißt, auch arbeitsmarktpolitische Rah-
menbedingungen verhindern Lohnsen-
kungen (wie bereits in Abschnitt 3.1 
diskutiert).

4  Schlussfolgerungen

Die Senkung der Grundlöhne ist nicht 
nur in „normalen“ Zeiten, sondern auch 
in Krisenzeiten – wenn auch in etwas 
geringerem Ausmaß – ein Tabu für Un-
ternehmen. Die vorliegende Untersu-
chung zeigt zwar, dass in der aktuellen 
Wirtschaftskrise mehr Unternehmen 
die Grundlöhne und -gehälter senken 
als in Nichtkrisenzeiten, doch stellt 
dieses Verhalten auch aktuell eine Aus-
nahme und nicht die Regel dar. Wäh-
rend in der 2007 durchgeführten Um-
frage rund 2 % der Unternehmen die 
Grundlöhne und -gehälter in den letz-
ten fünf Jahren gesenkt hatten, wurden 
in der aktuellen Wirtschaftskrise 
Löhne bei ebenso vielen Unternehmen, 
jedoch innerhalb eines Jahres, redu-
ziert. Die Häufigkeit von Lohnsen-

kungen steigt in Krisenzeiten daher an. 
Trotzdem ist es ein deutlicher Hinweis 
auf nominelle Lohnrigiditäten in Öster-
reich. 

Die vorliegenden Daten zeigen wei-
ters, dass nur jene Unternehmen 
Lohnsenkungen durchführen, die tat-
sächlich Umsatzrückgänge zu verzeich-
nen hatten. Dies steht im Einklang mit 
der von Blinder und Choi (1990) for-
mulierten Überlegung, dass Fairness 
eine große Bedeutung bei Lohnsen-
kungen zukommt und Mitarbeiter eher 
gewillt sind, diese zu akzeptieren, 
wenn es um den Erhalt der Firma geht. 
Neben Fairness- und Effizienzlohn-
überlegungen, wie in Bewley (1995, 
1998, 1999) oder Campbell und Kamlani 
(1997) beschrieben, scheinen aber auch 
arbeitsmarktpolitische Rahmenbedin-
gungen eine Erklärung für Lohnrigidi-
täten zu liefern. Messina und Rõõm 
(2009) zufolge steigt die relative Rolle 
dieser Rigiditäten in Krisenzeiten an. 
In der vorliegenden Umfrage geben 
rund 10 % der österreichischen Unter-
nehmen an, dass sie die Löhne nicht 
senken können, da sie auf dem kollek-
tivvertraglich festgelegten Mindest-
niveau liegen. Das heißt, hier stellen 
Kollektivverträge einen effektiven
Hinderungsgrund für Lohnsenkungen 
dar. 

Tabelle 7

Nulllohnrunden und Lohnkürzungen korrelieren stark
mit dem Umsatzrückgang

Nulllohnrunden geplant 
und/oder durchgeführt

Lohnkürzungen geplant 
und/oder durchgeführt

Zustimmung in %

Gestiegen 0,00 0,00
Unverändert 2,50 0,62
Geringfügig gefallen 11,06 1,91
Etwas gefallen 17,88 6,73
Stark gefallen 21,97 8,11
Sehr stark gefallen 27,14 6,35

Quelle: OeNB, eigene Berechnungen. 
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In Krisenzeiten führen nominelle 
Lohnrigiditäten dazu, dass die Reak-
tion der Unternehmen tendenziell über 
die eingesetzte Arbeitsmenge anstatt 
über den Preis erfolgt. Dementspre-
chend zeigen auch die Daten dieser 
Umfrage, dass die meisten Firmen ihre 
Kosten durch Arbeitszeitverkürzungen 
senken. Ein Vergleich mit der vor zwei 
Jahren durchgeführten Umfrage zeigt 
eine deutliche Verschiebung vom Spa-
ren bei Nichtlohnkosten zu Lohnkosten-
reduktionen. Unternehmen reduzieren 
die Lohnkosten auf unterschiedliche 
Art, je nachdem, wie stark sie von der 

Krise getroffen wurden. Stark krisen-
geschwächte Unternehmen kündigen 
in erster Linie die Stammbelegschaft, 
kürzen in zweiter Linie die Arbeitszeit 
und versuchen schließlich, Lohnkosten 
auch durch flexible Lohn- und Gehalts-
bestandteile zu reduzieren.

Die vorliegende Studie liefert da-
rüber hinaus Hinweise für einen Kre-
ditkanal in Österreich. 16 % der öster-
reichischen Unternehmen waren mit 
starken bzw. sehr starken Finanzie-
rungsschwierigkeiten konfrontiert, wobei 
kleine Unternehmen stärker betroffen 
waren als große.
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Abkürzungen

A-SIT Zentrum für sichere 
 Informationstechnologie – Austria
ASVG Allgemeines Sozialversicherungsgesetz
A-Trust A-Trust Gesellschaft für Sicherheitssysteme
 im elektronischen Datenverkehr GmbH
ATX Austrian Traded Index
BCBS Basel Committee on Banking Supervision
 (Basler Ausschuss für Bankenaufsicht)
BFG Bundesfinanzgesetz
BGBl. Bundesgesetzblatt
BHG Bundeshaushaltsgesetz
BIP Bruttoinlandsprodukt
BIZ Bank für Internationalen Zahlungsausgleich
BMF Bundesministerium für Finanzen
BNP Bruttonationalprodukt
BSC Banking Supervision Committee
BVA Bundesvoranschlag
B-VG Bundes-Verfassungsgesetz
BWA Bundes-Wertpapieraufsicht
BWG Bankwesengesetz
CACs Collective Action Clauses
CEBS Committee of European Banking Supervisors (EU)
CEE Zentral- und Osteuropa
CESEE Zentral-, Ost- und Südosteuropa
CESR Committee of European Securities Regulators
EBA Euro Banking Association
EBRD European Bank for Reconstruction and
 Development (Europäische Bank für 
 Wiederaufbau und Entwicklung)
ECOFIN-Rat Economic and Finance Ministers Council (EU)
 (Rat der Wirtschafts- und Finanzminister der EU)
EFTA European Free Trade Association
 (Europäische Freihandelsassoziation)
EG Europäische Gemeinschaft
EG V EG-Vertrag
EIB Europäische Investitionsbank
EONIA Euro OverNight Index Average
ERP European Recovery Program
ESAF Ergänzende/Erweiterte 
 Strukturanpassungsfazilität
ESRI Economic and Social Research Institute (Dublin)
ESVG Europäisches System 
 Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
ESZB Europäisches System der Zentralbanken
EU Europäische Union
EURIBOR Euro Interbank Offered Rate
Eurostat Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaft
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
EWS Europäisches Währungssystem
EZB Europäische Zentralbank
FATF Financial Action Task Force on Money Laundering
Fed Federal Reserve System (USA)
FMA Finanzmarktaufsicht
FMABG Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz
FOMC Federal Open Market Committee (USA)
FSAP Financial Sector Assessment Program
GAB General Arrangements to Borrow
GATS General Agreement on Trade in Services
GFR Gesamtwirtschaftliche Finanzierungsrechnung
GSA GELDSERVICE AUSTRIA
 Logistik für Wertgestionierung und 
 Transportkoordination G.m.b.H.
GUS Gemeinschaft Unabhängiger Staaten
HGB Handelsgesetzbuch
HIPC Heavily Indebted Poor Countries
HOAM.AT Home Accounting Module Austria
HVPI Harmonisierter Verbraucherpreisindex

IBRD International Bank for Reconstruction 
 and Development (Internationale Bank für
 Wiederaufbau und Entwicklung, Weltbank)
IDB Inter-American Development Bank
 (Interamerikanische Entwicklungsbank)
IFES Institut für Empirische Sozialforschung
ifo ifo Institut für Wirtschaftsforschung
IHS Institut für Höhere Studien und 
 Wissenschaftliche Forschung
IIF Institute of International Finance
IKT Informations- und Kommunikationstechnologie
ISO International Organization for Standardization
IVP Internationale Vermögensposition
IWF Internationaler Währungsfonds 
 (International Monetary Fund)
IWI Industriewissenschaftliches Institut
JVI Joint Vienna Institute
KWG Kreditwesengesetz
LIBOR London Interbank Offered Rate
MFIs Monetäre Finanzinstitute
MoU Memorandum of Understanding
NACE Nomenclature générale des activités économiques 
 dans les communautés européennes
NBG Nationalbankgesetz
NZBen nationale Zentralbanken (EU-27)
OeBS Oesterreichische Banknoten- und 
 Sicherheitsdruck GmbH
OECD Organisation for Economic Co-operation and 
 Development (Organisation für wirtschaftliche 
 Zusammenarbeit und Entwicklung)
OeKB Oesterreichische Kontrollbank
OeNB Oesterreichische Nationalbank
OPEC Organization of the Petroleum Exporting Countries
 (Organisation Erdöl exportierender Länder)
ÖBFA Österreichische Bundesfinanzierungsagentur
 (Organisation Erdöl exportierender Länder)
ÖBFA Österreichische Bundesfinanzierungsagentur
 (Organisation Erdöl exportierender Länder)

ÖIAG Österreichische Industrieverwaltung-
ÖBFA Österreichische Bundesfinanzierungsagentur
ÖIAG Österreichische Industrieverwaltung-
ÖBFA Österreichische Bundesfinanzierungsagentur

 Aktiengesellschaft
ÖNACE Österreichische Version der statistischen 
 Aktiengesellschaft
ÖNACE Österreichische Version der statistischen 
 Aktiengesellschaft

 Systematik der  Wirtschaftszweige in der EU
ÖTOB Österreichische Termin- und Optionenbörse
 Systematik der  Wirtschaftszweige in der EU
ÖTOB Österreichische Termin- und Optionenbörse
 Systematik der  Wirtschaftszweige in der EU

RTGS Real Time Gross Settlement
SDRM Sovereign Debt Restructuring Mechanism
SEPA Single Euro Payments Area
STUZZA Studiengesellschaft für Zusammenarbeit 
 im Zahlungsverkehr G.m.b.H.
S.W.I.F.T. Society for Worldwide Interbank Financial 
 Telecommunication
SZR Sonderziehungsrecht
TARGET Trans-European Automated Real-time 
 Gross settlement Express Transfer
UNCTAD United Nations Conference on Trade and 
 Development (Konferenz der Vereinten Nationen
 über Handel und Entwicklung)
UNO United Nations Organization 
 (Organisation der Vereinten Nationen)
VGR Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
VÖIG Vereinigung Österreichischer Investmentgesellschaften
VGR Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
VÖIG Vereinigung Österreichischer Investmentgesellschaften
VGR Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung

VPI Verbraucherpreisindex
WBI Wiener Börse Index
WEF World Economic Forum (Weltwirtschaftsforum)
WFA Wirtschafts- und Finanzausschuss
WIFO Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung
wiiw Wiener Institut für internationale Wirtschaftsvergleiche
WKM Wechselkursmechanismus
WKÖ Wirtschaftskammer Österreich
WTO World Trade Organization (Welthandelsorganisation)
WWU Wirtschafts- und Währungsunion
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Gibt es Hinweise auf eine Kreditklemme in Österreich?
Walter Waschiczek

Die Zinsweitergabe österreichischer Banken – Auswirkungen der Finanzkrise
Clemens Jobst, Claudia Kwapil
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Inflationserwartungen – ihre Bedeutung und Messung für die Geldpolitik
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Paul Gaggl
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Pirmin Fessler, Peter Mooslechner, Martin Schürz, Karin Wagner
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Ernest Gnan, Burkhard Raunig
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Nähere Informationen zu den periodischen Publikationen der OeNB finden Sie unter
www.oenb.at

Geldpolitik & Wirtschaft vierteljährlich

Die auf Deutsch und Englisch erscheinende Quartalspublikation der OeNB analy-
siert die laufende Konjunkturentwicklung, bringt mittelfristige makro ökonomische 
Prognosen, veröffentlicht zentralbank- und wirtschaftspolitisch relevante Studien 
und resümiert Befunde volkswirtschaftlicher Workshops und Konferenzen der 
OeNB.

Focus on European Economic Integration vierteljährlich
Der Focus on European Economic Integration (FEEI) konzentriert sich auf die 
Region Zentral-, Ost- und Südosteuropa und reflektiert damit einen strategischen 
Forschungsschwerpunkt der OeNB. Die Beiträge der vierteljährlich auf Englisch 
erscheinenden Publikation umfassen extern begutachtete empirische und theore-
tische Studien zur makrofinanziellen und monetären Integration sowie einschlä-
gige Länderanalysen und länderübergreifende Vergleiche.

Statistiken – Daten &  Analysen vierteljährlich

Diese Publikation enthält Kurzberichte und Analysen mit dem Fokus auf öster-
reichischen Finanzinstitutionen sowie auf Außenwirtschaft und Finanzströmen. 
Den Analysen ist eine Kurzzusammenfassung vorangestellt, die auch in englischer 
Sprache zur Verfügung gestellt wird. Der Tabellen- und  Er läuterungsabschnitt 
deckt finanzwirtschaftliche und realwirtschaftliche  Indikatoren ab. Im Internet 
sind die Tabellen und Erläuterungen (jeweils deutsch und englisch) sowie ein zu-
sätzliches Datenangebot abrufbar. Im  Rahmen  dieser Serie erscheinen fallweise 
auch Sonderhefte, die spezielle  statistische Themen behandeln.

Research Update vierteljährlich

Das quartalsweise im Internet erscheinende Research Update der Hauptabteilung 
Volkswirtschaft der OeNB informiert Kollegen aus anderen Zentralbanken oder 
internationalen Institutionen, Wirtschaftsforscher, politische Entscheidungsträger 
und an Ökonomie Interessierte über die Forschungsschwerpunkte und Tätigkeiten 
internationalen Institutionen, Wirtschaftsforscher, politische Entscheidungsträger 
und an Ökonomie Interessierte über die Forschungsschwerpunkte und Tätigkeiten 
internationalen Institutionen, Wirtschaftsforscher, politische Entscheidungsträger 

der Hauptabteilung Volkswirtschaft. Zusätzlich bietet das Research Update Infor-
mationen über Publikationen, Studien oder Working Papers sowie über Veranstal-
tungen (Konferenzen, Vorträge oder Workshops) des laufenden Quartals. Das 
 Research Update ist in englischer Sprache verfasst.
Näheres finden Sie unter www.oenb.at/research.update

Finanzmarktstabilitätsbericht halbjährlich

Der auf Deutsch und Englisch erscheinende Finanzmarktstabilitätsbericht umfasst 
zwei Teile: Der erste Abschnitt enthält eine regelmäßige Analyse finanzmarkt-
stabilitätsrelevanter Entwicklungen in Österreich und im internationalen Umfeld. 
zwei Teile: Der erste Abschnitt enthält eine regelmäßige Analyse finanzmarkt-
stabilitätsrelevanter Entwicklungen in Österreich und im internationalen Umfeld. 
zwei Teile: Der erste Abschnitt enthält eine regelmäßige Analyse finanzmarkt-

Daneben werden im Rahmen von Schwerpunktartikeln auch  gesonderte Themen 
herausgegriffen, die im Zusammenhang mit der Stabilität der Finanzmärkte stehen.

Periodische Publikationen
der Oesterreichischen Nationalbank
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Workshop-Bände drei- bis viermal jährlich

Die im Jahr 2004 erstmals herausgegebenen Bände enthalten in der Regel die 
 Beiträge eines Workshops der OeNB. Im Rahmen dieser Workshops werden   geld- 
und wirtschaftspolitisch relevante Themen mit nationalen und inter nationalen 
Experten aus Politik und Wirtschaft, Wissenschaft und Medien eingehend disku-
tiert. Die Publikation erscheint großteils auf Englisch.

Working Papers etwa zehn Hefte jährlich

Die Working-Paper-Reihe der OeNB dient der Verbreitung und Diskussion von 
Studien von OeNB-Ökonomen bzw. externen Autoren zu Themen, die für die 
Die Working-Paper-Reihe der OeNB dient der Verbreitung und Diskussion von 
Studien von OeNB-Ökonomen bzw. externen Autoren zu Themen, die für die 
Die Working-Paper-Reihe der OeNB dient der Verbreitung und Diskussion von 

OeNB von besonderem Interesse sind. Die Beiträge werden einem internationalen 
Begutachtungsverfahren unterzogen und spiegeln jeweils die Meinung der Autoren 
wider.

Tagungsband zur Volkswirtschaftlichen Tagung jährlich

Die Volkswirtschaftliche Tagung der OeNB stellt eine Plattform für den inter-
nationalen Meinungs- und Informationsaustausch zu währungs-, wirtschafts- und 
finanz marktpolitischen Fragen zwischen Zentralbanken, wirtschaftspolitischen 
Entscheidungsträgern, Finanzmarktvertretern und der universitären Forschung 
dar. Der Konferenzband enthält alle Beiträge der Tagung.

Konferenzband zur Conference 
on European Economic Integration jährlich

Schwerpunkt der Conference on European Economic Integration (CEEI) der 
OeNB sind zentralbankrelevante Fragen im Zusammenhang mit Zentral-, Ost- 
und Südosteuropa und dem EU-Erweiterungsprozess. Der Konferenzband enthält 
Beiträge zur CEEI und erscheint auf Englisch in einem renommierten interna-
tionalen Verlag.
Näheres finden Sie unter http://ceec.oenb.at

Geschäftsbericht jährlich
In mehreren Kapiteln werden im Geschäftsbericht der OeNB die Geldpolitik, die 
Wirtschaftslage, neue Entwicklungen auf den Finanzmärkten im Allgemeinen und 
auf dem Gebiet der Finanzmarktaufsicht im Speziellen, die sich wandelnden Auf-
gaben der OeNB und ihre Rolle als internationaler Partner erörtert. Der Bericht 
enthält auch den Jahresabschluss der OeNB.

Wissensbilanz jährlich

Die Wissensbilanz beschreibt das intellektuelle Kapital der OeNB sowie dessen 
Einsatz in Geschäftsprozessen zur Erbringung der Leistungen. Sie stellt Zusammen-
hänge zwischen Human-, Beziehungs-, Struktur- und Innovationskapital dar und 
macht den Stellen wert einzelner Einflussfaktoren deutlich. Diese ganzheitliche Sicht-
weise ermög licht eine Standortbestimmung und eine wissensbasierte strategische 
Ausrichtung.
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Adressen
der Oesterreichischen Nationalbank

Postanschrift Telefon/ Fax/ E-Mail 
Hauptanstalt
Otto-Wagner-Platz 3 Postfach 61 Tel.: (+43-1) 404 20-6666
1090 Wien 1011 Wien Fax: (+43-1) 404 20-2399
Internet: www.oenb.at  E-Mail: oenb.info@oenb.at

Zweiganstalten

Zweiganstalt Österreich Nord
Coulinstraße 28  Postfach 346  Tel.: (+43-732) 65 26 11-0
4020 Linz 4021 Linz  Fax: (+43-732) 65 26 11-6399
  E-Mail: regionnord@oenb.at

Zweiganstalt Österreich Süd
Brockmanngasse 84  Postfach 8  Tel.: (+43-316) 81 81 81-0
8010 Graz 8018 Graz  Fax: (+43-316) 81 81 81-6799
  E-Mail: regionsued@oenb.at

Zweiganstalt Österreich West
Adamgasse 2  Adamgasse 2 Tel.: (+43-512) 594 73-0
6020 Innsbruck 6020 Innsbruck  Fax: (+43-512) 594 73-65996020 Innsbruck 6020 Innsbruck  Fax: (+43-512) 594 73-65996020 Innsbruck
  E-Mail: regionwest@oenb.at

Repräsentanzen

Repräsentanz London 
Oesterreichische Nationalbank   Tel.: (+44-20) 7623-6446
48 Gracechurch Street, 5th floor  Fax: (+44-20) 7623-6447
London EC3V 0EJ, Vereinigtes Königreich

Repräsentanz New York 
Oesterreichische Nationalbank   Tel.: (+1-212) 888-2334 
450 Park Avenue, Suite 1202   Fax: (+1-212) 888-2515
New York, N. Y. 10022, USA

Repräsentanz Brüssel 
Oesterreichische Nationalbank   Tel.: (+32-2) 285 48-41, 42, 43
Ständige Vertretung Österreichs bei der EU  Fax: (+32-2) 285 48-48
Avenue de Cortenbergh 30   
1040 Brüssel, Belgien
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